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Geschäftsordnung des Fachbereichs Psychologie der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät der Eberhard Karls Universität Tübingen  

 
Aufgrund von §§ 8 Abs. 5, 10 Abs. 8, 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes 
(LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen am 10. Mai 
2012 die nachfolgende Geschäftsordnung des Fachbereichs Psychologie der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät als Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Wahl des Fachbereichsbeirates 
 
(1) Der Fachbereichsbeirat wird gebildet aus den hauptberuflichen Hochschullehrern1 des 
Fachbereichs, zwei Akademischen Mitarbeitern, zwei sonstigen Mitarbeitern und zwei 
Studierenden. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitarbeitervertreter beträgt drei Jahre, die der Studierenden ein Jahr. 
 
(3) Soweit die Fakultät eine Gleichstellungsbeauftragte für den Fachbereich Psychologie 
bestellt, gehört diese als beratendes Mitglied dem Fachbereichsbeirat an. 
 
(4) Der Fachbereichsbeirat tagt mindestens einmal im Semester. Den Vorsitz führt der 
Fachbereichssprecher oder in Verhinderungsfällen sein Stellvertreter.  
 
§ 2 Wahl des Fachbereichssprechers und seines Stellvertreters 
 
(1) Scheidet der Fachbereichssprecher oder sein Stellvertreter aus dem Amt, so beruft der 
Fachbereichssprecher, der Stellvertreter oder der an Lebensjahren älteste am Fachbereich 
hauptamtlich tätige Hochschullehrer den Fachbereichsbeirat ein und leitet die Wahl. 
 
(2) Die Mitglieder des Fachbereichsbeirats wählen aus den am Fachbereich hauptberuflich 
tätigen Hochschullehrern einen Fachbereichssprecher sowie einen Stellvertreter in 
getrennten Wahlgängen. Die Wahl bedarf der Mehrheit der dem Fachbereich angehörenden 
hauptberuflichen Hochschullehrer. 
 
(3) Die Wahl wird geheim mit Stimmzetteln vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der Stimmen der am Fachbereich hauptberuflich tätigen Hochschullehrer und 
gleichzeitig mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden wahlberechtigten Mitglieder  
erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit auch im zweiten Wahlgang nicht erreicht, so findet 
ein dritter Wahlgang statt, bei mehreren Bewerbern als Stichwahl zwischen den beiden 
Bewerbern, die im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten haben; in diesem dritten 
Wahlgang entscheidet die einfache Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. 
 
(4) Bis zur Neuwahl führen der bisherige Fachbereichssprecher und sein Stellvertreter die 
Geschäfte weiter. 

                                                
1 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Satzung gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 
Frauen / Männer können alle Berufsbezeichnungen in der entsprechenden weiblichen / männlichen Sprachform führen. 
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§ 3 Bestellung der Studienkommission/en für die vom Fachbereich verantworteten 
Studiengänge  
 
(1) Die Studienkommission/en für die vom Fachbereich verantworteten Studiengänge 
wird/werden gebildet aus dem Studiendekan, drei weiteren Hochschullehrern, zwei 
Akademischen Mitarbeitern und vier Studierenden.  
 
(2) Der Dekan fordert die in Absatz 1 genannten Gruppen nach § 10 Abs. 1 LHG zur 
Benennung von Vertretern aus dem Fachbereich je Studienkommission auf und schlägt 
diese dem Fakultätsrat zur Bestellung vor. 
 
(3) Der Fakultätsrat wählt auf Vorschlag des Dekans aus den dem Fachbereich 
angehörenden hauptberuflichen Professoren im Benehmen mit der jeweiligen 
Studienkommission einen Studiendekan je Studienkommission. 
 

§ 4 Mitglieder anderer Fachbereiche 
 
Auf Vorschlag des Fachbereichsbeirates kann der Fakultätsrat beschließen, dass 
Hochschullehrer aus anderen Fachbereichen der Fakultät auch im Fachbereich Psychologie 
Mitglied werden. 
 
§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität folgenden Monats in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 10.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Erste Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung des Fachbereichs 
Geowissenschaften der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät der 

Eberhard Karls Universität Tübingen 
 
Aufgrund von §§ 8 Abs. 5, 10 Abs. 8, 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes 
(LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen am 10. Mai 
2012 die nachfolgende Änderung der Geschäftsordnung des Fachbereichs 
Geowissenschaften der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 7 (Bestellung der Studienkommissionen für die vom Fachbereich verantworteten 
Studiengänge) wird wie folgt neu gefasst:  
 

§ 7 Bestellung der Studienkommissionen für die vom Fachbereich verantworteten 
Studiengänge  
 
(1) Für die vom Fachbereich verantworteten Studiengänge wird eine Studienkommission 
Geowissenschaften sowie eine Studienkommission Geographie und Ur- und Frühgeschichte 
gebildet.  
 
(2) Die Studienkommissionen für die vom Fachbereich verantworteten Studiengänge setzen 
sich aus dem Studiendekan, drei weiteren hauptberuflichen Hochschullehrern, zwei 
Akademischen Mitarbeitern sowie vier Studierenden zusammen. Die Mitglieder sollen die 
Vielfalt und die Studierendenzahlen der Studiengänge des Fachbereichs angemessen 
repräsentieren. Daher werden in jeden der oben genannten Prüfungsausschüsse je ein 
Hochschullehrer, ein akademischer Mitarbeiter und ein studentisches Mitglied entsandt. 
 
(3) Der Dekan fordert die Gruppen nach § 10 Abs. 1 LHG zur Benennung von Vertretern aus 
dem Fachbereich je Studienkommission auf und schlägt diese dem Fakultätsrat zur 
Bestellung vor. 
 
(4) Der Fakultätsrat wählt auf Vorschlag des Dekans aus den dem Fachbereich 
angehörenden hauptberuflichen Professoren im Benehmen mit der jeweiligen Studien-
kommission einen Studiendekan je Studienkommission. 
 
(5) Die Studienkommissionen laden zu jeder Sitzung beratend alle Mitglieder derjenigen im § 
6 genannten Prüfungsausschüsse ein, deren Studiengänge von der jeweiligen 
Studienkommission beaufsichtigt werden. 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung zur Änderung der Geschäftsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
in den Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
Tübingen, den 10.05.2012 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen für das 
hochschuleigene Auswahlverfahren im Studiengang Kognitionswissenschaft mit 

akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 1 und 2 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 1993 
(GBl. S. 201) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 629), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 565, 568), und 
von § 60 Abs. 1 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in 
der Fassung vom 01. Dezember 2005 (GBl. S. 706), zuletzt geändert durch Artikel 19 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 67), sowie von § 10 Abs. 5 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 565, 569), hat der 
Senat der Universität Tübingen am 10. Mai 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
Die Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren im 
Studiengang Kognitionswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science 
vom 31.03.2011 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 5/2011, S. 135) wird wie folgt geändert. 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 4 (Auswahlkommissionen) wird in Absatz 1 um folgenden Satz 6 ergänzt: 
 
„Falls fachlich erforderlich, kann die Auswahlkommission Mitglieder anderer an dem 
Studiengang Kognitionswissenschaft beteiligter Fakultäten beratend hinzuziehen.“ 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 10.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Erste Satzung zur Änderung der Prüfungs- und Studienordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Judaistik mit akademischer Abschlussprüfung 

(B.A./M.A.-Studiengänge) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 S. 2 Ziff. 9 und § 34 Abs. 1 LHG i.d.F. vom 01.01.2005, zuletzt 
geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der 
Universität Tübingen in seiner Sitzung am 10.5.2012 die nachstehende Änderung der 
Prüfungs- und Studienordnung der Universität Tübingen für den Studiengang mit 
akademischer Abschlussprüfung (B.A./M.A.-Studiengänge) (Amtliche Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen 2011, Nr. 7) beschlossen.  
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 14.5.2012 erteilt.  
 
 
 

Artikel 1 
 
1. § 30 Abs. 4 S. 2 des Allgemeinen Teils enthält folgende Fassung: 
 
„Das Thema ist so festzulegen, dass die B.A.-Arbeit in einer Frist von 9 Wochen angefertigt 
werden kann.“ 
 
2. § 6 Abs. 2 des Besonderen Teils für das Fach Judaistik erhält folgende Fassung: 
 
„1Der Fachsprachenerwerb für den B.A.-Studiengang im Hauptfach umfasst Hebräisch (ab 
dem 1. Semester; am Ende des dritten Studienjahres wird, in Anlehnung an den GER (s. 
Latein), die Stufe B 2 erreicht) und Aramäisch (ab dem 5. Semester; am Ende des sechsten 
Semesters wird, in Anlehnung an den GER (s. Latein), die Stufe A 2 erreicht), im Nebenfach 
Hebräisch (ab dem 1. Semester; am Ende des dritten Studienjahres wird, in Anlehnung an 
den GER, die Stufe B 1 erreicht). 2Dazu kommt – je nach Spezialisierung z. B. auf das antike, 
sefardische oder aschkenasische, das osteuropäische, maghrebinische oder jemenitische 
Judentum - Jiddisch oder Griechisch oder (Judäo-) Arabisch, Latein oder eine romanische 
oder eine slavische Sprache. 3Der Erwerb der in Satz 3 genannten Fachsprachen kann im 
Umfang von bis zu 12 Leistungspunkten (LP) auf den berufsfeldorientierten 
Ergänzungsbereich angerechnet werden. 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungen treten am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.5.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Erste Satzung zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 

Tübingen für den Bakkalaureus Artium-Studiengang Computerlinguistik am 
Seminar für Sprachwissenschaft der Universität Tübingen 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 S. 2 Ziff. 9, 34 Abs. 1 LHG i.d.F. vom 01.01.2005, zuletzt 
geändert durch Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 10.5.2012 die nachstehenden Änderungen der Prüfungs- und 
Studienordnung der Universität Tübingen für den Bakkalaureus Artium-Studiengang 
Computerlinguistik am Seminar für Sprachwissenschaften der Universität Tübingen 
(Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2002, Nr. 2, S. 43 ff.) beschlossen.  
Der Rektor hat seine Zustimmung am 14.5.2012 erteilt.  
 
 
 

Artikel 1 
 
1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

„Die Unterrichtssprache in allen Veranstaltungen nach dieser Studien- und 
Prüfungsordnung in Haupt- und Nebenfach ist Englisch.“ 
 
§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
„(4.1) Als wissenschaftliches Nebenfach ist das B.A.-Nebenfach Allgemeine 
Sprachwissen-schaft vorgesehen. Der zeitliche Gesamtumfang der für den 
erfolgreichen Abschluss erforderlichen Lehrveranstaltungen beträgt 30 SWS. 
 
(4.2) Als wissenschaftliche Nebenfächer können das in dieser Studien- und 
Prüfungsordnung aufgeführte B.A.-Nebenfach Linguistik des Deutschen sowie das 
B.A.-Nebenfach Slavistische Linguistik auf Antrag genehmigt werden.  
 
(4.3) In besonderen Fällen kann der Studiendekan, wenn dies aufgrund des konkreten 
Studienziels des Studierenden sachgemäß ist, auf dessen Antrag mit Zustimmung der 
jeweiligen Fakultät auch ein anderes Fach als Nebenfach zulassen, sofern dieses Fach 
in einer gültigen Prüfungsordnung an der Universität Tübingen vorgesehen ist und in 
einem Umfang studiert werden kann, der den Anforderungen dieser Prüfungsordnung 
entspricht.“ 

 
2. In IV. Anhang werden in 1. B.A. Studiengang Computerlinguistik im Hauptfach (72 

SWS bzw. 108 Leistungspunkte) im 1.-2. Semester die Worte „Computerlinguistik I: 
Parsing“ durch die Worte „Computerlinguistik I: Texttechnologie und quantitative 
Methoden“ ersetzt. 

 
In IV. Anhang werden in 1. B.A. Studiengang Computerlinguistik im Hauptfach (72 
SWS bzw. 108 Leistungspunkte) im 3.-4. Semester die Worte „Computerlinguistik II: 
Texttechnologie und quantitative Methoden“ durch die Worte: „Computerlinguistik II: 
Parsing“ ersetzt. 
 
In IV. Anhang werden in 2. B.A.- Nebenfach Linguistik des Deutschen (30 SWS bzw. 
48 Leistungspunkte) die Sätze „Im ersten Studienjahr können die Veranstaltungen 
wahlweise auf Englisch oder auf Deutsch besucht werden. Ab dem zweiten Studienjahr 
ist die Unterrichtssprache Deutsch verbindlich;“gestrichen. 
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In IV. Anhang erhält in 2. B.A.- Nebenfach Linguistik des Deutschen (30 SWS bzw. 48 
Leistungspunkte) der Satz „die Fähigkeit deutscher Studierender zur Teilnahme an 
wissenschaftlicher Kommunikation auf Englisch in Wort und Schrift wird jedoch 
durchgehend erwartet und punktuell überprüft.“ folgende Fassung:  
 
„die Fähigkeit deutscher Studierender zur Teilnahme an wissenschaftlicher 
Kommunikation auf Englisch in Wort und Schrift wird durchgehend erwartet und 
punktuell überprüft.“ 
 
In IV. Anhang erhält 4. B.A.- Nebenfach Allgemeine Sprachwissenschaft (30 SWS bzw. 
48 Leistungspunkte) folgende Fassung: 
 

„2. B.A.-Nebenfach  Allgemeine Sprachwissenschaft  (30 SWS bzw. 48 
Leistungspunkte) 
 
Die Veranstaltungen werden auf Englisch abgehalten.   
 

Semester Veranstaltung SWS CPT 
1. Semester Grundmodul Einführung in die Sprachwissenschaft 

 
PS Propädeutikum für Sprachwissenschaftler 
oder 
PS oder VL Die Sprachen der Welt 

6 
 

2  

9 
 

3 
 
 

= 12  
2. Semester Aufbaumodul Einführung in ein Kerngebiet 

 
Ergänzungveranstaltung 

6 
 

2 

9 
 

3 
= 12  

3. Semester Aufbaumodul Einführung in ein weiteres Kerngebiet 
 
Ergänzungsveranstaltung 

6 
  

2  

9  
  

 3 
= 12  

4. Semester PS frei wählbar  
 
Tutorium (in dem eine schriftl. Hausarbeit geschrieben 
wird) mit Anleitung zur wissenschaftlichen Arbeit  
 
PS oder VL Struktur einer Sprache, die von Deutsch 
und Englisch verschieden ist 

2  
  

2 
 
 

2  

3  
  

26  
 
 

3 
= 12 

  
  

 

Erläuterungen: 
 
1. Kerngebiete der Allgemeinen Sprachwissenschaft 

• Syntax 
• Phonologie/Phonetik 
• Morphologie 
• Semantik/Pragmatik 

2. Zum Umfang der Einführungen 
Mögliche Veranstaltungstypen sind Vorlesung, Proseminar und Tutorium, wobei die Anteile 
der Veranstaltungstypen an der Gesamt-SWS-Zahl von 6 offen ist. 
 
3. Ergänzungsveranstaltungen 
                                                
2 3 Leistungspunkte für die Veranstaltung und 3 für die dort geschriebene Hausarbeit. 
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sind frei wählbar aus der folgenden Liste: 
• Eine weitere Einführung in ein Kerngebiet 
• Eine weiterführende Veranstaltung zu einem Kerngebiet (Phonologie/Phonetik II, 

Syntax II, Morphologie II, Semantik/Pragmatik II) 
• Ein frei wählbares thematisches Proseminar 

Die Module werden nach verfügbarer Kapazität angeboten. Äquivalente Veranstaltungen aus 
anderen Fächern des B.A.-Studiengangs oder auch aus anderen Fakultäten können auf 
Antrag anerkannt werden. 
4. Struktur einer Sprache, die von Deutsch und Englisch verschieden ist 
Diese Veranstaltung soll durch Lehraufträge, Gastprofessuren oder den Besuch anderer 
Fakultäten bzw. Studiengänge erbracht werden.“ 
 
In IV. Anhang wird in 5.4. B.A.- Nebenfach Allgemeine Sprachwissenschaft (30 SWS bzw. 48 
Leistungspunkte) Spiegelstrich 3 „In den Proseminaren sind Englisch und Deutsch ab dem 2. 
Semester gleichberechtigte Diskussionssprachen“ gestrichen. 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungen treten am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 14.5.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschluss-
prüfung Master of Science (M. Sc.) - Allgemeiner Teil  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
§ 9 Zeitpunkt der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 10 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 11 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 12 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 13 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 16 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 17 Zulassungsverfahren 
§ 18 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 19 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 20 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 21 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 22 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 23 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 24 Urkunde 
§ 25 Bescheinigung bei Nichtbestehen derGesamtprüfung 
 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 26 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 27 Schutzbestimmungen 
§ 28 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 29 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 30 Inkrafttreten 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges3  
 
(1) In den Studiengängen des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) (siehe  § 1 Abs. 4 dieser Satzung sowie der für 
den einzelnen Studiengang jeweilige Besondere Teil der Studien- und Prüfungsordnung; im 
Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Die Master-Studiengänge sind modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten ECTS-Punkte festgelegt.  
  
(3) Die Master-Studiengänge sind mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem 
verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang für die Studiengänge des Typs A entspricht 120 ECTS-Punkten, von 
denen 30 ECTS-Punkte auf die Master-Arbeit und 90 ECTS-Punkte auf die weiteren 
fachspezifischen Leistungen entfallen. 2Der Studienumfang für die Studiengänge des Typs B 
entspricht 90 ECTS-Punkten, von denen 24 ECTS-Punkte auf die Master-Arbeit und 66 
ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 3Wurden in dem der 
Zulassung für einen der Studiengänge des Typs B zugrunde liegenden Bachelorstudiengang 
weniger als 210 ECTS-Punkte erworben sind über die 90 ECTS-Punkte nach Satz 2 hinaus 
in einem vorgeschalteten Semester zum Masterstudium weitere 30 ECTS-Punkte, die jedoch 
nicht in die Berechnung der Master-Gesamtnote eingehen, zu erwerben; diese Feststellung 
erfolgt nebst der näheren Einzelheiten mit der Zulassung; in diesem Fall werden 
Studienzeiten, die für den Erwerb dieser weiteren 30 ECTS-Punkte verwendet werden im 
                                                
3Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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Umfang von bis zu einem Semester nicht auf die Regelstudienzeit und auf die Frist nach § 9 
dieser Ordnung angerechnet. 4Der Studienumfang für die in Zusammenarbeit mit 
Partneruniversitäten angebotenen Studiengänge des Typs C entspricht 120 ECTS-Punkten 
(60 ECTS davon werden an der Universität Tübingen erworben), von denen, sofern die 
Master-Arbeit in Tübingen angefertigt wird, 24 ECTS-Punkte auf die Master-Arbeit und 96 
ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 5Studiengänge des 
Typs A sind die Masterstudiengänge International Economics, Economics and Finance und 
Quantitative Economics. 6Studiengänge des Typs B sind die Masterstudiengänge 
Accounting and Finance, General Management und Managerial Economics. 7Studiengänge 
des Typs C sind die Masterstudiengänge European Economics und European Management. 
8Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(4a) 1Insgesamt ist der Erwerb von zusätzlichen bis zu 30 ECTS-Punkten über die nach 
dieser Ordnung für den jeweiligen Studiengang vorgeschriebenen ECTS-Punkte hinaus 
zulässig; darüber hinaus können keine weiteren ECTS-Punkte erworben werden. 
2Zusätzliche ECTS-Punkte werden dem ECTS-Punktekonto des Studierenden hinzugezählt 
und in der Leistungsübersicht (vgl. § 23 Abs. 2) aufgeführt. 3Die Ergebnisse aus diesen 
zusätzlichen ECTS-Punkten gehen nicht in die Berechnung der Modul- und der 
Gesamtnoten ein. 
 
(5) 1Die Regelstudienzeit der Studiengänge der Typen A und C bis zum Erwerb des 
akademischen Grades beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie etwa geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und 
Praktika vier Semester. 2Die Regelstudienzeit der Studiengänge des Typs B bis zum Erwerb 
des akademischen Grades beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie etwa geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und 
Praktika drei Semester. 3Alle Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser 
Ordnung können vor dem dazu nach der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen 
Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen 
nachgewiesen sind und entsprechende Kapazitäten bestehen. 4Bei gestuften 
Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und einem darauf aufbauenden, fachlich 
fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend erweiternden Masterabschluss 
führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf Jahre.  
 
(6) 1Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen. 2Ein Auslandsstudium kann für 
einzelne Studiengänge in den Besonderen Teilen dieser Ordnung vorgesehen werden. 
  

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird 
der akademische Grad "Master of Science" (abgekürzt "M.Sc.")  verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im für das Semester 
herausgegebenen Modulhandbuch genauer spezifiziert. 
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§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät für einen oder mehrere Studiengänge einen 
Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, das ihn im 
Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren Stellvertreter 
werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus 
Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. Vier hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. Zwei akademische Mitarbeiter,  
3. Zwei Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
  
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
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ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
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Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 15 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 4Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss Regelungen für die 
Umrechnung der an einer anderen Hochschule, insbesondere einer Partnerhochschule, 
erteilten Bewertungen festlegen.  
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in den Studiengängen des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft bildet 
einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Wirtschaftswissenschaft. 2Mit der Master-Prüfung 
weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über 
ein vertieftes Grundwissen und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte 
Kenntnisse in einem selbstgewählten Spezialgebiet verfügen und die Fähigkeit erworben 
haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen 
Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
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Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium; sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten ECTS-Punkte, die Voraussetzungen für deren 

Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, sowie ob 
eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

§ 9 Zeitpunkt der Master-Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung ist – entsprechend der festgesetzten Regelstudienzeit – bis zum Ende 
des dritten Semesters bzw. des vierten Semesters abzulegen. 2Ist diese Frist überschritten, 
wird der Studierende dahingehend informiert, dass er den Prüfungsanspruch verliert, wenn 
er die Master-Prüfung bei einer Regelstudienzeit von drei Semestern nicht bis zum Ende des 
sechsten Semesters bzw. bei einer Regelstudienzeit von vier Semestern nicht bis zum Ende 
des siebten Semesters ablegt. 3Ist die Master-Prüfung in den in Satz 2 genannten Fristen 
einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht abgeschlossen, so erlischt der 
Prüfungsanspruch, es sei denn, dass der Prüfling die Fristüberschreitung nicht zu vertreten 
hat. 4Hierüber entscheidet der Prüfungsausschuss; dies kann auch auf Antrag des 
Studierenden geschehen. 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 10 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
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Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  
§ 11 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie etwa zu 
dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und mündliche 
Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
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(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.  
 

§ 12 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
2Vergleichbare Studiengänge sind betriebswirtschaftliche, volkswirtschaftliche oder 
wirtschaftswissenschaftliche Bachelor-, Master- oder Diplomstudiengänge an Hochschulen 
im Geltungsbereich des HRG; über weitere Studiengänge, die als vergleichbar gelten, 
entscheidet der Prüfungsausschuss. 3In einem vergleichbaren Studiengang gilt dies nur für 
den Verlust des Prüfungsanspruches in Prüfungen bzw. Modulen, die auch im jeweiligen 
Studiengang des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft nach dieser Ordnung verlangt 
werden.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 13 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate 
und Kolloquien.  2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden.  
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 170 

(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die mündlichen Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren 
Prüfungstermin die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der 
räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat 
widerspricht. 3Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse 
und die Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 14 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten und 
Niederschriften von Referaten. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch 
vorgesehen werden. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen 
liegt; 

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht; 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügt; 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher 
Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
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bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach ECTS-
Punkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden zwei 
Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 22 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 16 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 12 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 17 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 16 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 12 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 12 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 12 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
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Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 12 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 18 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Master-Arbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der 
Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse 
sachgerecht schriftlich darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der 
Wirtschaftswissenschaft einschließlich der wirtschaftlich relevanten Teile der 
Rechtswissenschaft zu entnehmen; es soll in der Regel und vorbehaltlich der Regelungen in 
den Besonderen Teilen dieser Ordnung von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen des Moduls 
Master-Arbeit im zweiten Jahr bzw. bei den Studiengängen des Typs B im dritten Semester 
gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Master-Arbeit, so sorgt der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling 
rechtzeitig ein Thema für seine Master-Arbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Master-Arbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.  
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt sechs Monate in den Studiengängen des 
Typs A und 18 Wochen in den Studiengängen der Typen B und C, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Master-Arbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in einem gebundenen Exemplar beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Master-Arbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 3 Monate nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen sein; 
die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder 
sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbstständig verfasst, keine anderen als die 
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angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Master-Arbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 15 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die Regelungen 
über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei Prüfern bewertet 
und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für die Benotung gilt § 15.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 19 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 20 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 12 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 4Wiederholungen von 
Prüfungsleistungen zu Seminaren, Kolloquien und PC-Praktika erfolgen, sofern kein 
gesonderter Prüfungstermin für die Wiederholungsprüfung vorgesehen ist, durch die erneute 
Teilnahme an Lehrveranstaltungen einschließlich der dazugehörigen Prüfungsleistungen im 
Rahmen der auf die nicht bestandene Veranstaltung folgenden Semester; wird zu Teilen von 
Modulen kein gesonderter Prüfungstermin für die Wiederholungsprüfung angeboten, so 
erfolgt die Wiederholung insoweit ebenfalls durch die erneute Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen einschließlich der dazugehörigen Prüfungsleistungen im Rahmen der 
auf die nicht bestandene Prüfung folgenden Semester. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet 
vorbehaltlich Abs. 1 Satz 4 in der Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese 
Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine bzw. im Rahmen gesonderter 
Prüfungstermine für die Wiederholungsprüfung, die auch bereits im Semester der nicht 
bestandenen Prüfung liegen können, statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die 
Wiederholungsprüfung ist diese mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der 
Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll, 
wenn nicht ein gesonderter Prüfungstermin für die Wiederholungsprüfung nach Abs. 2 
angeboten wird, durch den dies möglich ist, dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem 
Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig 
abzulegen, dass er zu dieser Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die 
Lehrveranstaltung besuchen kann; dies muss nicht erfolgen im Fall des Abs. 1 Satz 4.   
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens drei Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der regulären Prüfungstermine 
der auf die nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
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§ 21 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb des ersten Monates der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 

VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 22 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus den Besonderen Teilen dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 15 Abs. 2 und § 15 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 23 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3In den 
Besonderen Teilen dieser Ordnung kann die Eintragung des Zusatzes „mit PhD-
Orientierung“ auf dem Zeugnis vorgesehen werden. 4Das Zeugnis wird vom  Dekan der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses unterzeichnet. 5Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur 
Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 6Es wird in deutscher 
Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
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ECTS-Punkte, 
- die Modulnoten, die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen 

mündlichen Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung 
über den Inhalt der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit 
gehörigen Abschluss-Kolloquiums,  

- auf schriftlichen Antrag des Studierenden beim Prüfungsamt den Zusatz „mit PhD-
Orientierung“, sofern die etwaig in den Besonderen Teilen dieser Ordnung dafür 
geregelten Voraussetzungen erfüllt sind.  

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
  

§ 24 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Master-Grades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 25 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 26 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Von einer Prüfungsleistung können sich die Studierenden 
darüber hinaus ggf. bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgelegten Zeitpunkt 
entsprechend den vom Prüfungsausschuss insoweit festgelegten Regelungen ohne Angabe 
von Gründen abmelden.  
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
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amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 

§ 27 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Master-Prüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 28 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht, so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 178 

Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen Be-
stimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 29 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 30 Inkrafttreten 
 
(1) 1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Wintersemester 2012/2013. 3Studierende, die ihr Master-Studium in einem der Master-
Studiengänge des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft  
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- Master of Science in Accounting and Finance,  
- Master of Science in General Management,  
- Master of Science in European Management,  
- Master of Science in European Economics  

 
vor dem vorstehend genannten Semester aufgenommen haben, sind auf schriftlichen 
Antrag, der bis spätestens 30.09.2013 beim Prüfungsamt für die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät eingegangen sein muss, berechtigt, in die für den jeweiligen 
Master-Studiengang durch diese Satzung und den mit Wirkung zum Wintersemester 
2012/2013 in Kraft tretenden dazugehörigen jeweiligen Besonderen Teil für den jeweiligen 
Master-Studiengang erfolgende Neufassung zu wechseln. 4Bisher erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden dann nach der aufgrund dieser Satzungen geltenden 
Neuregelung vorbehaltlich der folgenden Regelungen angerechnet. 5Wird ein Antrag nach 
Satz 3 nicht gestellt, so gelten vorbehaltlich der folgenden Absätze die bislang geltenden 
Regelungen. 6Ein zusätzlicher Prüfungsanspruch wird durch diese Übergangsregelung nicht 
erworben; Fehlversuche bei der Erbringung einer Prüfungsleistung nach der bisher 
geltenden Regelung werden angerechnet. 
 
(2) 1Studierende, die ihr Studium in einem der Masterstudiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft  
 

- Master of Science in Accounting and Finance,  
- Master of Science in General Management,  
- Master of Science in International Economics and American / East Asian / European / 

Middle Eastern Studies,  
- Master of Science in International Economics and Finance,  
- Master of Science in European Management,  
- Master of Science in European Economics  

 
vor Inkrafttreten dieser Ordnung aufgenommen haben, können noch bis einschließlich zum 
Sommersemester 2017 nach den bislang geltenden Regelungen ihr Studium abschließen. 
2Abweichend von den Bestimmungen der bislang geltenden Ordnung können Teilmodule 
abweichend, etwa mit 3, 6, 7,5 oder 9 ECTS, bepunktet sein. 3Die Menge an ECTS Punkten, 
die in einzelnen Modulen bzw. Bereichen erworben werden muss, gilt künftig als 
Mindestgrenze, die vorgegebene Anzahl der Teilmodule muss nicht eingehalten werden. 
4Die Gesamtmenge der zu erwerbenden ECTS im jeweiligen Studiengang bleibt davon 
unberührt. 
 
(3) Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss als Übergangsregelung geeignet 
abweichende Regelungen im Einzelfall treffen, insbesondere gegebenenfalls unter teilweiser 
Anrechnung bzw. Erteilung von Auflagen bzw. eines sog. learning agreements.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschluss-
prüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den Studiengang 
Accounting and Finance mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang Accounting and Finance mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M.Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
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§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M.Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechs- und siebensemestrigen Bachelor-
Studiengänge des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungs-
orientierter Studiengang. 2Das Studium des M.Sc. in Accounting and Finance dient der 
Aneignung langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und 
Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich 
fundierte berufsbezogene Qualifikation der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und 
insbesondere im Feld der Finanzierung und des Rechnungswesens begründen.3Die 
Studierenden sollen vertiefte wissenschaftliche Methoden erlernen und die erworbenen 
Erkenntnisse anwenden können, um die Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen 
und praktischen Aspekten und Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, 
Handlungsalternativen zu entwickeln und Verantwortung bei der Durchführung dieser 
Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Accounting and Finance ist in § 1 Abs. 5 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 90 ECTS-
Punkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc. in Accounting and Finance sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Internem und externem Rechnungswesen, 
2. Finanzierungs- und Investitionstheorie sowie 
3. Quantitative Methoden der Wirtschaftswissenschaft 
 
 nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Accounting and Finance gliedert sich in eineinhalb Studienjahre. 
2Es schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 90 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs und die Master-Arbeit.  
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(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Betriebswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 
2Im Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt 18 ECTS zu erwerben. 
3Innerhalb jedes einzelnen Moduls des Pflichtbereichs müssen 9 ECTS erworben werden. 
4Die Module des Pflichtbereichs sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 5Welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Pflichtbereichs zugeordnet sind, ist im 
Modulhandbuch geregelt. 6Module des Pflichtbereichs sind: 
 

a) Accounting (9 ECTS-Punkte) 
b) Finance (9 ECTS-Punkte).  
 

(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Finanzierung und des Rechnungswesens. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen 
innerhalb der Module des Wahlpflicht- und des Wahlbereichs kann von der regelmäßigen 
und erfolgreichen Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im 
Rahmen der Module des Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 33 ECTS und 
maximal 45 ECTS zu erwerben. 4Die Module des Wahlpflichtbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind, ist im 
Modulhandbuch geregelt. 5Mindestens eine der innerhalb der Module des 
Wahlpflichtbereichs belegten Veranstaltungen muss ein im Modulhandbuch als solches 
ausgewiesenes sog. Masterseminar sein. 
 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind mindestens 3 
und maximal 15 ECTS zu erwerben. 3Die Module des Wahlbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind, ist im Modulhandbuch 
geregelt.  
 
(6)  1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Die Master-Arbeit soll im dritten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich von Finanzierung und 
Rechnungswesen angesiedelt sein.   
  
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-Punkte Summe 

Pflichtmodul Accounting 9 

Pflichtmodul Finance 9 

Wahlpflichtmodule 

33-45 
 
vgl. § 3 
Abs. 4 

Wahlmodule 

3-15 
 
vgl. § 3 
Abs. 5 

48 
1-3 

Master-Arbeit 24 

90 
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(8) 1Der Studiengang M.Sc. in Accounting and Finance kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Mindestens insgesamt 18 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
b) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprachen im Masterstudiengang Accounting and Finance sind 
Englisch und Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer oder 
deutscher Sprache abgehalten werden, Prüfungen werden in der Regel in derjenigen 
Sprache abgehalten, in der auch die dazugehörige Lehrveranstaltung stattfindet; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische und deutsche 
Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
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III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus § 3 
des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 

§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an für die Module des Pflicht- und / oder 
Wahlpflichtbereiches (vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von 
insgesamt 30 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 7 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
3Übergangsregelungen ergeben sich ggf. aus dem Allgemeinen Teil dieser Ordnung.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschluss-
prüfung Master of Science (M. Sc.) - Besonderer Teil für den Studiengang 
Economics and Finance mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang Economics and Finance mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
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Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechssemestrigen Bachelor-Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in Economics and Finance dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und insbesondere im Feld der 
internationalen Finanzen begründen. 3Die Studierenden sollen vertiefte wissenschaftliche 
Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden können, um die 
Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten und 
Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln und 
Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Economics and Finance ist in § 1 Abs. 5 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 ECTS-
Punkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach  Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in Economics and Finance sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Mikro- und Makroökonomik, 
2. Quantitative Methoden der Wirtschaftswissenschaft sowie 
3. Finanzierungs- und Investitionstheorie 
 
nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Economics and Finance gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs, das Masterseminar und die Master-Arbeit.  
 
(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Volkswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 2Die 
Module des Pflichtbereichs umfassen insgesamt den Erwerb von 27 ECTS-Punkten und 
sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 3Welche Lehrveranstaltungen den Modulen 
des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 4Module des 
Pflichtbereichs sind: 
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a) Economics (9 ECTS-Punkte) 
b) Finance (9 ECTS-Punkte) 
c) Econometrics (9 ECTS-Punkte).  

 
(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
internationalen Finanzen. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der 
Module des Wahlpflicht- und des Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und 
erfolgreichen Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im 
Rahmen der Module des Wahlpflichtbereichs sind insgesamt 27 ECTS zu erwerben. 
4Innerhalb jedes einzelnen Moduls des Wahlpflichtbereichs müssen jeweils 9 ECTS 
erworben werden. 5Welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs 
zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 6Module des Wahlpflichtbereichs sind: 
 

- Economics 
- Econometrics 
- Finance.  

 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 27 
ECTS zu erwerben. 3Es sind mindestens zwei der im Folgenden genannten Module des 
Wahlbereichs auszuwählen. 4Innerhalb eines gewählten Moduls des Wahlbereichs müssen 
mindestens 6 ECTS und können maximal 18 ECTS erworben werden. 5Das Modul Elective 
Studies kann im Umfang von maximal 9 ECTS-Punkten belegt werden. 6Welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt. 7Module des Wahlbereichs sind: 
 

- Economics 
- International Economics 
- Econometrics 
- Finance 
- Elective Studies.  

 
(6) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Das Studium erfordert die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an einem im 
Modulhandbuch als solches ausgewiesenen sog. Masterseminar. 2Voraussetzung für die 
Teilnahme an einem Masterseminar ist der Erwerb von 27 ECTS im Bereich der Module des 
Pflichtbereichs. 
 
(8) 1Die Master-Arbeit soll im vierten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich Economics and Finance 
angesiedelt sein. 3Die Master-Arbeit soll abweichend von § 18 Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung in englischer Sprache verfasst sein, § 18 Abs. 3 Satz 1, 2. 
Halbsatz des Allgemeinen Teils dieser Ordnung bleibt unberührt.  
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Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodul Economics 9 

Pflichtmodul Finance 9 

Pflichtmodul Econometrics 9 

Wahlpflichtmodul Economics 9 

Wahlpflichtmodul Econometrics 9 

Wahlpflichtmodul Finance 9 

Wahlmodul Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul International Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Econometrics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Finance 0 / 6-
18 

Wahlmodul Elective Studies 0-9 

27 
 
vgl. 
§ 3 
Abs
. 5 

1-3 

Masterseminar 9 

90 

4 Master-Arbeit 30 30 
 
(9) 1Der Studiengang M.Sc. in Economics and Finance kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind zusätzlich zum erfolgreichen 
Abschluss des Studienganges: 
 

a) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Veranstaltungen beider innerhalb 
des Pflichtmoduls Econometrics wählbaren Teile: Advanced Time Series Analysis und 
Advanced Microeconometrics. Einer dieser Teile wird in diesem Fall (innerhalb des 
Wahlpflichtbereichs oder des Wahlbereichs) im Wahlpflichtmodul oder Wahlmodul 
Econometrics gewählt. 

b) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Veranstaltungen beider innerhalb 
des Pflichtmoduls Finance wählbaren Teile: Asset Allocation and Risk Management 
und Options and Futures. Einer dieser Teile wird in diesem Fall (innerhalb des 
Wahlpflichtbereichs oder des Wahlbereichs) im Wahlpflichtmodul oder Wahlmodul 
Finance gewählt. 

c) Mindestens insgesamt 27 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
d) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 
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II. Vermittlung der Studieninhalte 

 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Economics and Finance ist 
Englisch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen in den Modulen des Wahlbereichs können 
jedoch auch in deutscher Sprache abgehalten werden; der Abschluss kann in diesen Fällen 
durch die in englischer Sprache angebotenen Teile des Studienprogramms erworben 
werden.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
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• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für die Module des Pflichtbereichs 
(vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt 27 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 8 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den 
Studiengang European Economics mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang European Economics mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
§ 3a Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 
§ 3b Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 
§ 3c Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 
§ 3d Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
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V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
1Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 2Die Leistungen an 
der Partnerhochschule sind nach den dort geltenden Regelungen zu erbringen.  
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechssemestrigen Bachelor-Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Der Master-Studiengang soll seine Absolventen in die Lage versetzen, die für die 
Berufspraxis im europäischen Raum nötigen Fachkenntnisse zu erwerben und dazu 
befähigen, wirtschaftliche Probleme selbstständig mit wissenschaftlichen Methoden zu lösen. 
3Das Studium des M.Sc. in European Economics  dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und insbesondere im Feld der 
Volkswirtschaftslehre begründen. 4Die Studierenden sollen vertiefte wissenschaftliche 
Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden können, um die 
Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten und 
Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln und 
Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang European Economics ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 ECTS-Punkten 
ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn 
des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in European Economics sind, beispielsweise durch das erste 
Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in drei der vier folgenden 
Fachgebiete 
 
1. Mikro- und Makroökonomik, 
2. Außenwirtschaftstheorie und –politik, 
3. Quantitativen Methoden der Wirtschaftswissenschaft  
4. Finanzierungs- und Investitionstheorie 
 
nachzuweisen.  
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§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium European Economics gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab. 3Von den zwei Studienjahren wird eines (entweder das 
erste oder das zweite) an der Universität Tübingen und eines (entsprechend entweder das 
erste oder das zweite) an der Partnerhochschule absolviert. 4Mögliche Partnerhochschulen 
sind im Anhang aufgelistet. 5Je nach Vereinbarung mit der Partnerhochschule sind vier 
mögliche Fälle zu unterscheiden: 
 

- Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 

- Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 

- Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 

- Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen.  

 
6Der Studienaufbau in Fall 1, 2, 3 und 4 ist entsprechend in den §§ 3a, 3b, 3c und 3d 
geregelt.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 ECTS-Punkten, welches aus den 
in den §§ 3a, 3b, 3c bzw. 3d festgelegten Modulen besteht. 2In den Fällen 1, 2, 3 und 4 
werden jeweils 60 ECTS an der Universität Tübingen erworben.  
 

§ 3a Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Partnerhochschule 
 
(1) 1Das Studium an der Universität Tübingen ist gegliedert in Module des Pflichtbereichs 
und Module des Wahlpflichtbereichs. 2Die den Modulen des Pflicht- und Wahlpflichtbereichs 
zugeordneten Lehrveranstaltungen sind jeweils mindestens einem der folgenden 
Schwerpunkte zugeordnet: 
 

- Economics 
- International Economics 
- Econometrics 
- Finance.  

 
3Es müssen Lehrveranstaltungen aus mindestens zwei und maximal drei Schwerpunkten 
belegt werden; innerhalb jedes gewählten Schwerpunktes müssen Lehrveranstaltungen des 
Pflichtbereichs belegt werden. 4Insgesamt müssen an der Universität Tübingen Module im 
Umfang von 60 ECTS belegt werden.  
 
(2) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Volkswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 2Im 
Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt mindestens 18 und maximal 27 
ECTS zu erwerben. 3In jedem gewählten Schwerpunkt sind Lehrveranstaltungen des 
Pflichtbereichs im Umfang von jeweils 9 ECTS zu wählen. 4Jede Lehrveranstaltung des 
Pflichtbereichs ist mindestens einem Schwerpunkt zugeordnet. 5Die Module des 
Pflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Pflichtbereichs 
zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 6Veranstaltungen der Partnerhochschule 
können auf einer vom Prüfungsausschuss beschlossenen, durch den Fachbereich 
herausgegebenen Äquivalenzliste als den Veranstaltungen innerhalb der Module des 
Pflichtbereichs entsprechend ausgewiesen werden. 7Durch die regelmäßige und erfolgreiche 
Teilnahme an einer solchen Lehrveranstaltung an der Partnerhochschule entfällt dann die 
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Notwendigkeit zur Belegung von Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im entsprechenden 
Schwerpunkt an der Universität Tübingen und die freiwerdenden Leistungspunkte sind im 
Bereich der Wahlpflichtmodule zu erwerben. 
  
(3) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Volkswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflichtbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme an 
anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module des 
Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 33 und maximal 42 ECTS zu erwerben. 4Es 
sind Lehrveranstaltungen aus mindestens zwei und maximal drei Schwerpunkten im 
Rahmen des Wahlpflichtbereichs zu belegen. 5Jede gewählte Veranstaltung des 
Wahlpflichtbereichs muss einem Schwerpunkt zugeordnet sein in dem bereits eine 
Veranstaltung des Pflichtbereichs an der Universität Tübingen oder an der 
Partnerhochschule (gemäß Abs. 2) gewählt wurde. 6Innerhalb jedes gewählten 
Schwerpunkts sind im Rahmen des Wahlpflichtbereichs Veranstaltungen im Umfang von 
mindestens 9 ECTS zu belegen. 7Die Module des Wahlpflichtbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind ist im 
Modulhandbuch geregelt.  
 
(4) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflichtbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, die 
bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflichtbereich) belegt 
werden. 3Es ist sicherzustellen, dass die an der Universität Tübingen erworbenen ECTS-
Punkte aus von den an der Partneruniversität erbrachten Leistungen inhaltsverschiedenen 
Veranstaltungen stammen; der Fachbereich gibt dazu eine vom Prüfungsausschuss 
beschlossene Äquivalenzliste heraus, welche der Veranstaltungen an der Universität 
Tübingen und an der Partneruniversität sich insoweit entsprechen. 
 
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodule 

18-27* 
 
vgl. § 3a 
Abs. 2 1-2 

Wahlpflichtmodule 

33-42* 
 
vgl. § 3a 
Abs. 3 

60 

3-4 

An der Partnerhochschule wird nach Maßgabe des 
dortigen Prüfungssystems ein Studienprogramm belegt 
und eine Master-Arbeit angefertigt, die insoweit im 
Rahmen dieser Regelung an der Universität Tübingen 
anerkannt werden.  

60 60 

 
* vorbehaltlich Abs. 2 Satz 7  
 
Weitere Regelungen zu den an der Partnerhochschule zu erbringenden Leistungen können 
im Modulhandbuch getroffen werden. 
 
§ 3b Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Partnerhochschule 
 
1In diesem Fall gelten die Regelungen in § 3a. 2Die den Semestern 1-2 und 3-4 
zugeordneten Module (siehe Tabelle) sind jedoch den jeweils anderen beiden Semestern 
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zuzuordnen. 
 
§ 3c Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Universität Tübingen 
 
(1) 1Das Studium an der Universität Tübingen ist gegliedert in Module des Pflichtbereichs 
und Module des Wahlpflichtbereichs und die Master-Arbeit. 2Die den Modulen des Pflicht- 
und Wahlpflichtbereichs zugeordneten Veranstaltungen sind jeweils mindestens einem der 
folgenden Schwerpunkte zugeordnet: 
 
1. Economics 
2. International Economics 
3. Econometrics 
4. Finance.  
 
3Es müssen Lehrveranstaltungen aus mindestens einem und maximal zwei Schwerpunkten 
belegt werden; innerhalb jedes gewählten Schwerpunktes müssen Lehrveranstaltungen des 
Pflichtbereichs belegt werden. 4Insgesamt müssen an der Universität Tübingen Module im 
Umfang von 60 ECTS belegt werden.  
 
(2) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Volkswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 2Im 
Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt maximal 18 ECTS zu erwerben. 3In 
jedem gewählten Schwerpunkt sind Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im Umfang von 
jeweils 9 ECTS zu wählen. 4Jede Lehrveranstaltung des Pflichtbereichs ist mindestens 
einem Schwerpunkt zugeordnet. 5Die Module des Pflichtbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im 
Modulhandbuch geregelt. 6Veranstaltungen der Partnerhochschule können anhand einer 
vom Prüfungsausschuss beschlossenen, durch den Fachbereich herausgegebenen 
Äquivalenzliste als den Veranstaltungen innerhalb der Module des Pflichtbereichs 
entsprechend ausgewiesen werden. 7Durch die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an 
einer solchen Lehrveranstaltung an der Partnerhochschule entfällt dann die Notwendigkeit 
zur Belegung von Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im entsprechenden Schwerpunkt 
an der Universität Tübingen und die freiwerdenden Leistungspunkte sind im Bereich der 
Wahlpflichtmodule zu erwerben. 
  
(3) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Volkswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflichtbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme an 
anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module des 
Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 18 und maximal 27 ECTS zu erwerben. 4Es 
müssen Lehrveranstaltungen aus mindestens einem und maximal zwei Schwerpunkten im 
Rahmen des Wahlpflichtbereiches gewählt werden. 5Jede gewählte Veranstaltung des 
Wahlpflichtbereiches muss einem Schwerpunkt zugeordnet sein in dem bereits eine 
Veranstaltung des Pflichtbereiches an der Universität Tübingen oder an der 
Partnerhochschule (gemäß Abs. 2) gewählt wurde. 6Innerhalb jedes gewählten 
Schwerpunkts sind im Rahmen des Wahlpflichtbereichs Veranstaltungen im Umfang von 
mindestens 9 ECTS zu belegen. 7Mindestens eine der innerhalb der Module des 
Wahlpflichtbereichs gewählten Veranstaltungen muss ein im Modulhandbuch als solches 
ausgewiesenes sog. Masterseminar sein. 8Die Module des Wahlpflichtbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind, ist im 
Modulhandbuch geregelt.  
 
(4) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
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anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflichtbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, die 
bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflichtbereich) belegt 
werden. 3Es ist sicherzustellen, dass die an der Universität Tübingen erworbenen ECTS-
Punkte aus von den an der Partneruniversität erbrachten Leistungen inhaltsverschiedenen 
Veranstaltungen stammen; der Fachbereich gibt dazu eine vom Prüfungsausschuss 
beschlossene Äquivalenzliste heraus, welche der Veranstaltungen an der Universität 
Tübingen und an der Partneruniversität sich insoweit entsprechen. 
 
(5) 1Die Master-Arbeit soll im vierten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich der Volkswirtschaftslehre 
angesiedelt sein.  
 
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

1-2 

An der Partnerhochschule wird nach Maßgabe des 
dortigen Prüfungssystems ein Studienprogramm 
belegt, das insoweit im Rahmen dieser Regelung an 
der Universität Tübingen anerkannt wird.  

60 60 

Pflichtmodule 

9-18* 
 
vgl. § 
3c 
Abs. 2 

Wahlpflichtmodule 

18-27* 
 
vgl. § 
3c 
Abs. 3 

36 
3-4 

Master-Arbeit 24 

60 

 
* vorbehaltlich Abs. 2 Satz 7  
 
Weitere Regelungen zu den an der Partnerhochschule zu erbringenden Leistungen können 
im Modulhandbuch getroffen werden. 
 
(6) 1Der Studiengang M.Sc. in European Economics kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Mindestens 18 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflichtbereichs erworbenen 
ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, die im Modulhandbuch explizit 
als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
b) Das Verfassen einer Master-Arbeit an der Universität Tübingen mit Potential zur 

Publikation in einer einschlägigen wissenschaftlichen Zeitschrift und die Präsentation 
dieser Arbeit im Rahmen einer fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses 
Potential muss von beiden Gutachtern der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 
§ 3d Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Universität Tübingen 
 
In diesem Fall gelten die Regelungen in § 3c; die den Semestern 1-2 und 3-4 zugeordneten 
Module (siehe Tabelle) sind jedoch den jeweils anderen beiden Semestern zuzuordnen. 
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II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden an der Universität Tübingen Lehrveranstaltungen der folgenden Arten 
angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang European Economics ist Englisch. 
2Zusätzlich sind die Vorgaben bzw. Auflagen der Partnerhochschule hinsichtlich der 
Sprachvoraussetzungen zu erfüllen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus den §§ 
3, 3a, 3b, 3c und 3d des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
1Wird die Master-Arbeit an der Partnerhochschule angefertigt, wird sie ohne gesonderte 
Gleichwertigkeitsprüfung im Rahmen der Regelungen der §§ 3, 3a, 3b des Besonderen Teils 
dieser Ordnung an der Universität Tübingen anerkannt. 2Fachliche Zulassungsvor-
aussetzung für die Anfertigung der Master-Arbeit an der Universität Tübingen und etwaige 
andere am Ende des Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des 
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Allgemeinen Teils ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten 
Voraussetzungen: 
 

- die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an für die Module des Pflicht- und / oder 
Wahlpflichtbereichs an der Universität Tübingen (vgl. §§ 3c bzw. 3d) vorgesehenen 
Lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt 30 ECTS. 

  

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in den §§ 3, 3a-3d des Besonderen 
Teils dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
1Die Gesamtnote der Masterprüfung wird aus der nach den dortigen Regelungen 
errechneten Gesamtnote der an der Partnerhochschule erbrachten Leistungen und der Note 
der an der Universität Tübingen erbrachten nach den §§ 3, 3a-3d geforderten benoteten 
Leistungen im Verhältnis 1:1 gebildet. 2Die Gesamtnote der an der Universität Tübingen 
erbrachten Leistungen ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in § 22 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach  ECTS-Punkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der benoteten Module (einschließlich des Moduls Master-Arbeit, 
wenn diese nach § 3c bzw. § 3d an der Universität Tübingen angefertigt wird).  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/13. 
3Übergangsregelungen ergeben sich ggf. aus dem Allgemeinen Teil dieser Ordnung.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschluss-
prüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den Studiengang 
General Management mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science 
(M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang General Management mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
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Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechs- und siebensemestrigen Bachelor-
Studiengänge des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungs-
orientierter Studiengang. 2Das Studium des M.Sc. in General Management dient der 
Aneignung langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnis-
fortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine wissenschaftlich fundierte 
berufsbezogene Qualifikation der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und 
insbesondere im Feld der Betriebswirtschaftslehre begründen.3Die Studierenden sollen 
vertiefte wissenschaftliche Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden 
können, um die Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten 
und Zusammen-hängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln 
und Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang General Management ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 90 ECTS-Punkten 
ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn 
des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in General Management sind, beispielsweise durch das erste 
Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Betriebswirtschaftslehre, 
2. Volkswirtschaftslehre sowie 
3. Mathematik und Statistik 
 
nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium General Management  gliedert sich in eineinhalb Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 90 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs und die Master-Arbeit. 3Die den Modulen des Pflicht- und Wahlpflichtbereichs 
zugeordneten Lehrveranstaltungen sind jeweils mindestens einem der folgenden 
Schwerpunkte zugeordnet: 
 
1. Bankwirtschaft 
2. Betriebliche Finanzwirtschaft 
3. Finanzierung 
4. Industrieökonomik 
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5. Internationale Betriebswirtschaftslehre 
6. Internationale Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung  
7. Marketing 
8. Ökonometrie 
9. Personal und Organisation 
10. Steuerlehre 
11. Unternehmensrechnung und Controlling.  
 
4Es müssen Lehrveranstaltungen aus drei Schwerpunkten belegt werden; innerhalb jedes 
gewählten Schwerpunktes müssen Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs belegt werden. 
5Es muss mindestens einer der Schwerpunkte 4., 5., 7. oder 9. gewählt werden. 
 
(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Betriebswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 
2Im Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt 27 ECTS zu erwerben. 3Die 
Module des Pflichtbereichs sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 4In jedem 
gewählten Schwerpunkt sind Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im Umfang von jeweils 
9 ECTS zu wählen. 5Jede Lehrveranstaltung des Pflichtbereichs ist mindestens einem 
Schwerpunkt zugeordnet. 6Die Module des Pflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen 
den Modulen des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt.  
 
(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Betriebswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflicht- und Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme 
an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module des 
Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 21 ECTS und maximal 39 ECTS zu 
erwerben. 4Es sind Lehrveranstaltungen aus mindestens zwei und maximal drei 
Schwerpunkten im Rahmen des Wahlpflichtbereichs zu wählen. 5Jede gewählte 
Veranstaltung des Wahlpflichtbereichs muss einem Schwerpunkt zugeordnet sein in dem 
bereits eine Veranstaltung des Pflichtbereichs gewählt wurde. 6Innerhalb jedes gewählten 
Schwerpunkts sind im Rahmen des Wahlpflichtbereichs Veranstaltungen im Umfang von 
mindestens 6 ECTS zu belegen. 7Die Module des Wahlpflichtbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind ist im 
Modulhandbuch geregelt. 8Mindestens eine der innerhalb der Module des 
Wahlpflichtbereichs belegten Veranstaltungen muss ein im Modulhandbuch als solches 
ausgewiesenes sog. Masterseminar sein.  
 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 
maximal 18 ECTS zu erwerben. 3Die Module des Wahlbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt.  
 
(6) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Die Master-Arbeit soll im dritten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich der Betriebswirtschaftslehre 
angesiedelt sein.   
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Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodule 27 

Wahlpflichtmodule 

21-39 
 
vgl. § 
3 Abs. 
4 

Wahlmodule 

0-18 
 
vgl. § 
3 Abs. 
5 

39 1-3 

Master-Arbeit 24 

90 

 
(8) 1Der Studiengang M.Sc. in General Management kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Mindestens insgesamt 18 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
b) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
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§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprachen im Masterstudiengang General Management sind 
Englisch und Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer oder 
deutscher Sprache abgehalten werden, Prüfungen werden in der Regel in derjenigen 
Sprache abgehalten, in der auch die dazugehörige Lehrveranstaltung stattfindet; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische und deutsche 
Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus § 3 
des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an für die Module des Pflicht- und / oder 
Wahlpflichtbereiches (vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von 
insgesamt 30 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 7 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 204 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
3Übergangsregelungen ergeben sich ggf. aus dem Allgemeinen Teil dieser Ordnung.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den 
Studiengang European Management mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang European Management mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
§ 3a Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 
§ 3b Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 
§ 3c Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 
§ 3d Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
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V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
1Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 2Die Leistungen an 
der Partnerhochschule sind nach den dort geltenden Regelungen zu erbringen.  
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechssemestrigen Bachelor-Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Der Master-Studiengang soll seine Absolventen in die Lage versetzen, die für die 
Berufspraxis im europäischen Raum nötigen Fachkenntnisse zu erwerben und dazu 
befähigen, wirtschaftliche Probleme selbstständig mit wissenschaftlichen Methoden zu lösen. 
3Das Studium des M.Sc. in European Management  dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und insbesondere im Feld der 
Betriebswirtschaftslehre begründen. 4Die Studierenden sollen vertiefte wissenschaftliche 
Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden können, um die 
Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten und 
Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln und 
Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang European Management ist in § 1 Abs. 5 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 ECTS-
Punkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in European Management sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
1. Betriebswirtschaftslehre, 
2. Volkswirtschaftslehre sowie 
3. Mathematik und Statistik nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium European Management  gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab. 3Von den zwei Studienjahren wird eines (entweder das 
erste oder das zweite) an der Universität Tübingen und eines (entsprechend entweder das 
erste oder das zweite) an der Partnerhochschule absolviert. 4Mögliche Partnerhochschulen 
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sind im Anhang aufgelistet. 5Je nach Vereinbarung mit der Partnerhochschule sind vier 
mögliche Fälle zu unterscheiden: 
 

- Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 

- Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Partnerhochschule 

- Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen 

- Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der Master-
Arbeit an der Universität Tübingen.  

 

6Der Studienaufbau in Fall 1, 2, 3 und 4 ist entsprechend in den §§ 3a, 3b, 3c und 3d 
geregelt.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 ECTS-Punkten, welches aus den 
in den §§ 3a, 3b, 3c bzw. 3d festgelegten Modulen besteht. 2In den Fällen 1, 2, 3 und 4 
werden jeweils 60 ECTS an der Universität Tübingen erworben.  
 

§ 3a Fall 1: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Partnerhochschule 
 
(1) 1Das Studium an der Universität Tübingen ist gegliedert in Module des Pflichtbereichs, 
Module des Wahlpflichtbereichs und Module des Wahlbereichs. 2Die den Modulen des 
Pflicht- und Wahlpflichtbereichs zugeordneten Lehrveranstaltungen sind jeweils mindestens 
einem der folgenden Schwerpunkte zugeordnet: 
 
1. Bankwirtschaft 
2. Betriebliche Finanzwirtschaft 
3. Finanzierung 
4. Industrieökonomik 
5. Internationale Betriebswirtschaftslehre 
6. Internationale Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung  
7. Marketing 
8. Ökonometrie 
9. Personal und Organisation 
10. Steuerlehre 
11. Unternehmensrechnung und Controlling.  
 
3Es müssen Lehrveranstaltungen aus drei Schwerpunkten belegt werden; innerhalb jedes 
gewählten Schwerpunktes müssen Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs belegt werden. 
4Insgesamt müssen an der Universität Tübingen Module im Umfang von 60 ECTS belegt 
werden.  
 
(2) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Betriebswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 
2Im Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt 27 ECTS zu erwerben. 3In 
jedem gewählten Schwerpunkt sind Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im Umfang von 
jeweils 9 ECTS zu wählen. 4Jede Lehrveranstaltung des Pflichtbereichs ist mindestens 
einem Schwerpunkt zugeordnet. 5Die Module des Pflichtbereichs bzw. welche Lehrveran-
staltungen den Modulen des Pflichtbereichs zugeordnet sind, ist im Modulhandbuch geregelt. 
6Veranstaltungen der Partnerhochschule können auf einer vom Prüfungsausschuss 
beschlossenen, durch den Fachbereich herausgegebenen Äquivalenzliste als den 
Veranstaltungen innerhalb der Module des Pflichtbereichs entsprechend ausgewiesen 
werden. 7Durch die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an einer solchen Lehrveran-
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staltung an der Partnerhochschule entfällt dann die Notwendigkeit zur Belegung von 
Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im entsprechenden Schwerpunkt an der Universität 
Tübingen und die freiwerdenden Leistungspunkte sind im Bereich der Wahlpflichtmodule zu 
erwerben. 
  
(3) 1Die Module des Wahlpflichtbereiches dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Betriebswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflicht- und Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme 
an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module des 
Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 18 ECTS und maximal 33 ECTS zu 
erwerben. 4Es sind Lehrveranstaltungen aus zwei Schwerpunkten im Rahmen des 
Wahlpflichtbereichs zu belegen. 5Jede gewählte Veranstaltung des Wahlpflichtbereichs muss 
einem Schwerpunkt zugeordnet sein in dem bereits eine Veranstaltung des Pflichtbereichs 
an der Universität Tübingen oder an der Partnerhochschule (gemäß Abs. 2) gewählt wurde. 
6Innerhalb jedes gewählten Schwerpunkts sind im Rahmen des Wahlpflichtbereichs 
Veranstaltungen im Umfang von mindestens 6 ECTS zu belegen. 7Die Module des 
Wahlpflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs 
zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt.  
 
(4) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 
maximal Veranstaltungen im Umfang von 15 ECTS zu belegen. 3Die Module des 
Wahlbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet 
sind ist im Modulhandbuch geregelt.  
 
(5) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 3Es ist sicherzustellen , dass die an der Universität Tübingen erworbenen 
ECTS-Punkte aus von den an der Partneruniversität erbrachten Leistungen inhaltsver-
schiedenen Veranstaltungen stammen; der Fachbereich gibt dazu eine vom 
Prüfungsausschuss beschlossene Äquivalenzliste heraus, welche der Veranstaltungen an 
der Universität Tübingen und an der Partneruniversität sich insoweit entsprechen. 
  
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodule 27* 

Wahlpflichtmodule 

18-33* 
 
vgl. § 
3a 
Abs. 3  

1-2 

Wahlmodule 

0-15 
 
vgl. § 
3a 
Abs. 4  

33 
60 

3-4 

An der Partnerhochschule wird nach Maßgabe des 
dortigen Prüfungssystems ein Studienprogramm belegt 
und eine Master-Arbeit angefertigt, die insoweit im 
Rahmen dieser Regelung an der Universität Tübingen 
anerkannt werden.  

60 60 

*  vorbehaltlich Abs. 2 Satz 7  
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Weitere Regelungen zu den an der Partnerhochschule zu erbringenden Leistungen können 
im Modulhandbuch getroffen werden. 
 

§ 3b Fall 2: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Partnerhochschule 
 
1In diesem Fall gelten die Regelungen in § 3a. 2Die den Semestern 1-2 und 3-4 
zugeordneten Module (siehe Tabelle) sind jedoch den jeweils anderen beiden Semestern 
zuzuordnen. 
 
§ 3c Fall 3: Beginn des Studiums an der Partnerhochschule und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Universität Tübingen 
 
(2)  1Das Studium an der Universität Tübingen ist gegliedert in Module des Pflichtbereichs, 
Module des Wahlpflichtbereichs, Module des Wahlbereichs und die Master-Arbeit. 2Die den 
Modulen des Pflicht- und Wahlpflichtbereichs zugeordneten Veranstaltungen sind jeweils 
mindestens einem der folgenden Schwerpunkte zugeordnet: 
 
12. Bankwirtschaft 
13. Betriebliche Finanzwirtschaft 
14. Finanzierung 
15. Industrieökonomik 
16. Internationale Betriebswirtschaftslehre 
17. Internationale Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung  
18. Marketing 
19. Ökonometrie 
20. Personal und Organisation 
21. Steuerlehre 
22. Unternehmensrechnung und Controlling.  
 
3Es müssen Lehrveranstaltungen aus zwei Schwerpunkten belegt werden; innerhalb jedes 
gewählten Schwerpunktes müssen Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs belegt 
werden.4Insgesamt müssen an der Universität Tübingen Module im Umfang von 60 ECTS 
belegt werden.  
 
(2) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Betriebswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 
2Im Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt maximal 18 ECTS zu erwerben. 
3In jedem gewählten Schwerpunkt sind Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im Umfang 
von jeweils 9 ECTS zu wählen. 4Jede Lehrveranstaltung des Pflichtbereichs ist mindestens 
einem Schwerpunkt zugeordnet. 5Die Module des Pflichtbereichs bzw. welche Lehrveran-
staltungen den Modulen des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 
6Veranstaltungen der Partnerhochschule können auf einer vom Prüfungsausschuss 
beschlossenen, durch den Fachbereich herausgegebenen Äquivalenzliste als den 
Veranstaltungen innerhalb der Module des Pflichtbereichs entsprechend ausgewiesen 
werden. 7Durch die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an einer solchen 
Lehrveranstaltung an der Partnerhochschule entfällt dann die Notwendigkeit zur Belegung 
von Lehrveranstaltungen des Pflichtbereichs im entsprechenden Schwerpunkt an der 
Universität Tübingen und die freiwerdenden Leistungspunkte sind im Bereich der 
Wahlpflichtmodule zu erwerben. 
 
(3) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
Betriebswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflicht- und Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme 
an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module des 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 210 

Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 12 ECTS und maximal 18 ECTS zu 
erwerben. 4Es sind Lehrveranstaltungen aus zwei Schwerpunkten im Rahmen des 
Wahlpflichtbereichs zu belegen. 5Jede gewählte Veranstaltung des Wahlpflichtbereichs muss 
einem Schwerpunkt zugeordnet sein in dem bereits eine Veranstaltung des Pflichtbereichs 
an der Universität Tübingen oder an der Partnerhochschule (gemäß Abs. 2) gewählt wurde. 
6Innerhalb jedes gewählten Schwerpunkts sind im Rahmen des Wahlpflichtbereichs 
Veranstaltungen im Umfang von mindestens 6 ECTS zu belegen. 7Mindestens eine der 
innerhalb der Module des Wahlpflichtbereichs gewählten Veranstaltungen muss ein im 
Modulhandbuch als solches ausgewiesenes sog. Masterseminar sein. 8Die Module des 
Wahlpflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlpflichtbereichs 
zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 
 
(4) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 
maximal 6 ECTS zu erwerben. 3Die Module des Wahlbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt.  
 
(5) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 3Es ist sicherzustellen , dass die an der Universität Tübingen erworbenen 
ECTS-Punkte aus von den an der Partneruniversität erbrachten Leistungen 
inhaltsverschiedenen Veranstaltungen stammen; der Fachbereich gibt dazu eine vom 
Prüfungsausschuss beschlossene Äquivalenzliste heraus, welche der Veranstaltungen an 
der Universität Tübingen und an der Partneruniversität sich insoweit entsprechen. 
 
(6) 1Die Master-Arbeit soll im vierten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich der Betriebswirtschaftslehre 
angesiedelt sein.   
 
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

1-2 

An der Partnerhochschule wird nach Maßgabe des 
dortigen Prüfungssystems ein Studienprogramm 
belegt, das insoweit im Rahmen dieser Regelung an 
der Universität Tübingen anerkannt wird.  

60 60 

Pflichtmodule 18* 

Wahlpflichtmodule 

12-18* 
 
vgl. § 
3 c 
Abs. 3 

Wahlmodule 

0-6 
 
vgl. § 
3c 
Abs. 4 

36 
3-4 

Master-Arbeit 24 

60 

*  vorbehaltlich Abs. 2 Satz 7 
Weitere Regelungen zu den an der Partnerhochschule zu erbringenden Leistungen können 
im Modulhandbuch getroffen werden.  
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(7) 1Der Studiengang M.Sc. in European Management kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Mindestens 18 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / oder 
Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, die 
im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
b) Das Verfassen einer Masterarbeit an der Universität Tübingen mit Potential zur 

Publikation in einer einschlägigen wissenschaftlichen Zeitschrift und die Präsentation 
dieser Arbeit im Rahmen einer fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses 
Potential muss von beiden Gutachtern der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 
§ 3d Fall 4: Beginn des Studiums an der Universität Tübingen und Anfertigung der 
Master-Arbeit an der Universität Tübingen 
 
In diesem Fall gelten die Regelungen in § 3c; die den Semestern 1-2 und 3-4 zugeordneten 
Module (siehe Tabelle) sind jedoch den jeweils anderen beiden Semestern zuzuordnen. 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden an der Universität Tübingen Lehrveranstaltungen der folgenden Arten 
angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstalt-
ungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige Zugangs-
beschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung 
nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der 
Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprachen im Masterstudiengang European Management sind 
Englisch und Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer oder 
deutscher Sprache abgehalten werden, Prüfungen werden in der Regel in derjenigen 
Sprache abgehalten, in der auch die dazugehörige Lehrveranstaltung stattfindet; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische und deutsche Sprach-
kenntnisse verfügen. 3Zusätzlich sind die Vorgaben bzw. Auflagen der Partnerhochschule 
hinsichtlich der Sprachvoraussetzungen zu erfüllen.  
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§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7  Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus den §§ 
3, 3a, 3b, 3c und 3d des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
1Wird die Master-Arbeit an der Partnerhochschule angefertigt, wird sie ohne gesonderte 
Gleichwertigkeitsprüfung im Rahmen der Regelungen der §§ 3, 3a, 3b des Besonderen Teils 
dieser Ordnung an der Universität Tübingen anerkannt. 2Fachliche Zulassungsvoraus-
setzung für die Anfertigung der Master-Arbeit an der Universität Tübingen und etwaige 
andere am Ende des Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des 
Allgemeinen Teils ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten 
Voraussetzungen: 
 

- die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an für die Module des Pflicht-, Wahlpflicht- 
und / oder Wahlbereichs an der Universität Tübingen (vgl. §§ 3c bzw. 3d) 
vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt 30 ECTS. 

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in den §§ 3, 3a-3d des Besonderen 
Teils dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
1Die Gesamtnote der Masterprüfung wird aus der nach den dortigen Regelungen 
errechneten Gesamtnote der an der Partnerhochschule erbrachten Leistungen und der Note 
der an der Universität Tübingen erbrachten nach den §§ 3, 3a-3d geforderten benoteten 
Leistungen im Verhältnis 1:1 gebildet. 2Die Gesamtnote der an der Universität Tübingen 
erbrachten Leistungen ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren Regelungen in § 22 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten gewichteten 
Durchschnitt aller Noten der benoteten Module (einschließlich des Moduls Master-Arbeit, 
wenn diese nach § 3c bzw. § 3d an der Universität Tübingen angefertigt wird).  
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V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/13. 
3Übergangsregelungen ergeben sich ggf. aus dem Allgemeinen Teil dieser Ordnung.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 214 

Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den 
Studiengang Managerial Economics mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.)  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang Managerial Economics mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
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Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechs- und siebensemestrigen Bachelor-
Studiengänge des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und 
forschungsorientierter Studiengang. 2Das Studium des M.Sc. in Managerial Economics dient 
der Aneignung langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und 
Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich 
fundierte berufsbezogene Qualifikation der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und 
insbesondere im Feld der Unternehmensstrategien begründen. 3Die Studierenden sollen 
vertiefte wissenschaftliche Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden 
können, um die Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten 
und Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln 
und Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Managerial Economics ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 90 ECTS-Punkten 
ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn 
des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(5) Für das Studium des M.Sc in Managerial Economics sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Quantitative Methoden der Wirtschaftswissenschaft sowie 
2. Mikroökonomik 
 
nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Managerial Economics gliedert sich in eineinhalb Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 90 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs und die Master-Arbeit.  
 
(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich Managerial Economics notwendigen Kenntnisse. 2Im 
Rahmen der Module des Pflichtbereichs sind insgesamt 30 ECTS zu erwerben. 3Die Module 
des Pflichtbereichs sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 4Die Module des 
Pflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den Modulen des Pflichtbereichs 
zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 
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(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich 
Managerial Economics. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Module 
des Wahlpflicht- und des Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und erfolgreichen 
Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im Rahmen der Module 
des Wahlpflichtbereichs sind insgesamt mindestens 18 ECTS und maximal 36 ECTS zu 
erwerben. 4Die Module des Wahlpflichtbereichs bzw. welche Lehrveranstaltungen den 
Modulen des Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 
5Mindestens eine der innerhalb der Module des Wahlpflichtbereichs belegten 
Veranstaltungen muss ein im Modulhandbuch als solches ausgewiesenes sog. 
Masterseminar sein. 
 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 
maximal 18 ECTS zu erwerben. 3Die Module des Wahlbereichs bzw. welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt.  
 
(6) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Die Master-Arbeit soll im dritten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich der Managerial Economics 
angesiedelt sein.   
  
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodule 30 

Wahlpflichtmodule 18-36 

Wahlmodule 0-18 

36 
 
vgl. 
§ 3 
Abs
. 4, 
5  

1-3 

Master-Arbeit 24 

90 

 
(8) 1Der Studiengang M.Sc. in Managerial Economics kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

e) Mindestens insgesamt 18 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
f) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 
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II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprachen im Masterstudiengang Managerial Economics sind 
Englisch und Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer oder 
deutscher Sprache abgehalten werden, Prüfungen werden in der Regel in derjenigen 
Sprache abgehalten, in der auch die dazugehörige Lehrveranstaltung stattfindet; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende deutsche und englische 
Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus § 3 
des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
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den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an für die Module des Pflicht- und / oder 
Wahlpflichtbereiches (vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von 
insgesamt 30 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 7 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Besonderer Teil für den 
Studiengang Quantitative Economics mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang Quantitative Economics mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit  
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
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Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studium 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechssemestrigen Bachelor-Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in Quantitative Economics dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden in volkswirtschaftlichen Berufsfeldern mit analytisch-quantitativen 
Schwerpunkten begründen. 3Die Studierenden sollen vertiefte wissenschaftliche Methoden 
erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden können, um die Wirtschaftspraxis 
unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten und Zusammenhängen 
grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln und Verantwortung bei der 
Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Quantitative Economics ist in § 1 Abs. 5 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 ECTS-
Punkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in Quantitative Economics sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Mikro- und Makroökonomik sowie 
2. Quantitative Methoden der Wirtschaftswissenschaft 
 
nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Quantitative Economics gliedert sich in zwei  Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs, das Masterseminar und die Master-Arbeit.  
 
(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Volkswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 2Die 
Module des Pflichtbereichs umfassen insgesamt den Erwerb von 27 ECTS Punkten und 
sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 3Welche Lehrveranstaltungen den Modulen 
des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 4Module des 
Pflichtbereichs sind: 
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a) Advanced Microeconomics (9 ECTS-Punkte) 
b) Advanced Macroeconomics (9 ECTS-Punkte) 
c) Econometrics (9 ECTS-Punkte).  

 
(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
analytischen Volkswirtschaftslehre. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb 
der Module des Wahlpflicht- und des Wahlbereichs kann von der regelmäßigen und 
erfolgreichen Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im 
Rahmen der Module des Wahlpflichtbereichs sind insgesamt 27 ECTS zu erwerben. 
4Innerhalb jedes einzelnen Moduls des Wahlpflichtbereichs müssen mindestens 9 ECTS und 
können maximal 18 ECTS erworben werden. 5Welche Lehrveranstaltungen den Modulen des 
Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 6Module des 
Wahlpflichtbereichs sind: 
 

- Economic Theory 
- Applied Economics.  

 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 27 
ECTS zu erwerben. 3Es sind mindestens zwei der im Folgenden genannten Module des 
Wahlbereichs auszuwählen. 4Innerhalb eines gewählten Moduls des Wahlbereichs müssen 
mindestens 6 ECTS und können maximal 18 ECTS erworben werden. 5Das Modul Elective 
Studies kann im Umfang von maximal 9 ECTS-Punkten belegt werden. 6Welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt. 7Module des Wahlbereichs sind: 
 

- Economics 
- International Economics 
- Econometrics 
- Finance 
- Elective Studies.  

 
(6) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Das Studium erfordert die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an einem im 
Modulhandbuch als solches ausgewiesenen sog. Masterseminar. 2Voraussetzung für die 
Teilnahme an einem Masterseminar ist der Erwerb von 27 ECTS im Bereich der Module des 
Pflichtbereichs. 
 
(8) 1Die Master-Arbeit soll im vierten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich der analytisch-quantitativen 
Volkswirtschaftslehre angesiedelt sein. 3Die Master-Arbeit soll abweichend von § 18 Abs. 3 
Satz 1, 1. Halbsatz des Allgemeinen Teils dieser Ordnung in englischer Sprache verfasst 
sein, § 18 Abs. 3 Satz 1, 2. Halbsatz des Allgemeinen Teils dieser Ordnung bleibt unberührt.  
 
Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

1-3 Pflichtmodul Advanced Macroeconomics 9 90 
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Pflichtmodul Advanced Microeconomics 9 

Pflichtmodul Econometrics 9 

Wahlpflichtmodul Economic Theory 9-18 

Wahlpflichtmodul Applied Economics 9-18 
27 

Wahlmodul Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul International Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Econometrics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Finance 0 / 6-
18 

Wahlmodul Elective Studies 0-9 

27 
 
vgl. § 
3 
Abs. 
5 

 

Masterseminar 9 

 

4 Master-Arbeit 30 30 

 
(9) 1Der Studiengang M.Sc. in Quantitative Economics kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Veranstaltungen beider innerhalb 
des Pflichtmoduls Econometrics wählbaren Teile: Advanced Time Series Analysis und 
Advanced Microeconometrics. Einer dieser Teile wird in diesem Fall (innerhalb des 
Wahlbereichs) im Wahlmodul Econometrics gewählt. 

b) Mindestens insgesamt 27 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
c) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
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Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen 
die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Quantitative Economics ist 
Englisch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen in den Modulen des Wahlbereichs können 
jedoch auch in deutscher Sprache abgehalten werden; der Abschluss kann in diesen Fällen 
durch die in englischer Sprache angebotenen Teile des Studienprogramms erworben 
werden.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus § 3 
des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für die Module des Pflichtbereichs 
(vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt 27 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit  
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 8 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
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gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen  
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 

des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) - Besonderer Teil für den 
Studiengang International Economics mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.)  

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil für den Studiengang International Economics mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) der Studien- und 
Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des Fachbereichs 
Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Master-Arbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
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Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein für die sechssemestrigen Bachelor-Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in International Economics dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine  wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden in ökonomischen Berufsfeldern und insbesondere im Feld der 
wirtschaftlichen Globalisierung begründen. 3Die Studierenden sollen vertiefte wissen-
schaftliche Methoden erlernen und die erworbenen Erkenntnisse anwenden können, um die 
Wirtschaftspraxis unter vielfältigen theoretischen und praktischen Aspekten und 
Zusammenhängen grundlegend zu analysieren, Handlungsalternativen zu entwickeln und 
Verantwortung bei der Durchführung dieser Alternativen zu übernehmen. 
  
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang International Economics ist in § 1 Abs. 5 
des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 ECTS-
Punkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc.-Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der 
Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster berufsquali-
fizierender Hochschulabschluss im Fach Wirtschaftswissenschaft oder ein gleichwertiger 
Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines 
Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss.  
 
(4) Für das Studium des M.Sc in International Economics sind, beispielsweise  durch das 
erste Hochschulstudium, außerdem fortgeschrittene Kenntnisse in  
 
1. Mikro- und Makroökonomik, 
2. Quantitative Methoden der Wirtschaftswissenschaft sowie 
3. Theorie internationaler Wirtschaftsbeziehungen (Außenwirtschaft)  
 
nachzuweisen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium International Economics gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 ECTS-Punkten. 2Das Studium ist 
gegliedert in Module des Pflichtbereichs, Module des Wahlpflichtbereichs, Module des 
Wahlbereichs, das Masterseminar und die Master-Arbeit.  
 
(3) 1Die Module des Pflichtbereichs dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der Volkswirtschaftslehre notwendigen Kenntnisse. 2Die 
Module des Pflichtbereichs umfassen insgesamt den Erwerb von 27 ECTS Punkten und 
sollen im ersten Studienjahr absolviert werden. 3Welche Lehrveranstaltungen den Modulen 
des Pflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 4Module des 
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Pflichtbereichs sind: 
 

a) Advanced Microeconomics (9 ECTS-Punkte) 
b) Advanced Macroeconomics (9 ECTS-Punkte) 
c) Econometrics (9 ECTS-Punkte).  

 
(4) 1Die Module des Wahlpflichtbereichs dienen der Schwerpunktbildung im Bereich der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen. 2Die Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen 
innerhalb der Module des Wahlpflicht- und des Wahlbereichs kann von der regelmäßigen 
und erfolgreichen Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht werden. 3Im 
Rahmen der Module des Wahlpflichtbereichs sind insgesamt 27 ECTS zu erwerben. 
4Innerhalb jedes einzelnen Moduls des Wahlpflichtbereichs müssen mindestens 9 ECTS und 
können maximal 18 ECTS erworben werden. 5Welche Lehrveranstaltungen den Modulen des 
Wahlpflichtbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch geregelt. 6Module des 
Wahlpflichtbereichs sind: 
 

- International Trade 
- International Macroeconomics.  

 
(5) 1Die Module des Wahlbereichs sollen den Studierenden eine weitere, individuell wählbare 
Schwerpunktbildung erlauben. 2Im Rahmen der Module des Wahlbereichs sind insgesamt 27 
ECTS zu erwerben. 3Es sind mindestens zwei der im Folgenden genannten Module des 
Wahlbereichs auszuwählen. 4Innerhalb eines gewählten Moduls des Wahlbereichs müssen 
mindestens 6 ECTS und können maximal 18 ECTS erworben werden. 5Das Modul Elective 
Studies kann im Umfang von maximal 9 ECTS-Punkten belegt werden. 6Welche 
Lehrveranstaltungen den Modulen des Wahlbereichs zugeordnet sind ist im Modulhandbuch 
geregelt. 7Module des Wahlbereichs sind: 
 

- Economics 
- International Economics 
- Econometrics 
- Finance 
- Elective Studies.  

 
(6) 1Fehlversuche im Rahmen einer Veranstaltung werden angerechnet, auch wenn diese 
Veranstaltung innerhalb eines anderen Moduls oder Teilmoduls oder innerhalb eines 
anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) erneut belegt wird. 2Veranstaltungen, 
die bereits erfolgreich absolviert wurden können nicht mehr innerhalb eines anderen Moduls 
oder Teilmoduls oder innerhalb eines anderen Bereichs (Pflicht- / Wahlpflicht- / Wahlbereich) 
belegt werden. 
 
(7) 1Das Studium erfordert die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an einem im 
Modulhandbuch als solches ausgewiesenen sog. Masterseminar. 2Voraussetzung für die 
Teilnahme an einem Masterseminar ist der Erwerb von 27 ECTS im Bereich der Module des 
Pflichtbereichs. 
 
(8) 1Die Master-Arbeit soll im vierten Semester angefertigt werden. 2Sie muss von einer 
Professorin bzw. einem Professor des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft der Universität 
Tübingen betreut werden und soll thematisch im Bereich International Economics 
angesiedelt sein. 3Die Master-Arbeit soll abweichend von § 18 Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung in englischer Sprache verfasst sein, § 18 Abs. 3 Satz 1, 2. 
Halbsatz des Allgemeinen Teils dieser Ordnung bleibt unberührt.  
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Vorgesehenes 
Semester Modulbezeichnung ECTS-

Punkte Summe 

Pflichtmodul Advanced Macroeconomics 9 

Pflichtmodul Advanced Microeconomics 9 

Pflichtmodul Econometrics 9 

Wahlpflichtmodul International Trade 9-18 

Wahlpflichtmodul International Macroeconomics 9-18 
27 

Wahlmodul Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul International Economics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Econometrics 0 / 6-
18 

Wahlmodul Finance 0 / 6-
18 

Wahlmodul Elective Studies 0-9 

27 
 
vgl. 
§ 3 
Abs
. 5  

1-3 

Masterseminar 9 

90 

4 Master-Arbeit 30 30 

 
(9) 1Der Studiengang M.Sc. in International Economics kann auch in einer Variante mit 
expliziter PhD-Orientierung absolviert werden. 2Voraussetzung für die Eintragung des 
Zusatzes „mit PhD-Orientierung“ auf dem Zeugnis sind: 
 

a) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Veranstaltungen beider innerhalb 
des Pflichtmoduls Econometrics wählbaren Teile: Advanced Time Series Analysis und 
Advanced Microeconometrics. Einer dieser Teile wird in diesem Fall (innerhalb des 
Wahlbereichs) im Wahlmodul Econometrics gewählt. 

b) Mindestens insgesamt 27 ECTS-Punkte der in den Modulen des Wahlpflicht- und / 
oder Wahlbereichs erworbenen ECTS-Punkte müssen aus Veranstaltungen stammen, 
die im Modulhandbuch explizit als „PhD-orientiert“ gekennzeichnet sind. 

und  
c) Das Verfassen einer Master-Arbeit mit Potential zur Publikation in einer einschlägigen 

wissenschaftlichen Zeitschrift sowie die Präsentation dieser Arbeit im Rahmen einer 
fachbereichsöffentlichen Veranstaltung. Dieses Potential muss von beiden Gutachtern 
der Arbeit ausdrücklich bestätigt werden. 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden Lehrveranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika 
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4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-
typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit 
haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich 
und schriftlich wiederzugeben. 4Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann 
darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem 
Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang International Economics ist 
Englisch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen in den Modulen des Wahlbereichs können 
jedoch auch in deutscher Sprache abgehalten werden; der Abschluss kann in diesen Fällen 
durch die in englischer Sprache angebotenen Teile des Studienprogramms erworben 
werden.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module ergeben sich insbesondere aus § 3 
des Besonderen Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 16 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für die Module des Pflichtbereichs 
(vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von insgesamt 27 ECTS.  

 

§ 9 Master-Arbeit 
 
Die Master-Arbeit ist in § 18 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 8 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt.  
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§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 22 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der nach § 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung 
geforderten benoteten Module einschließlich des Moduls Master-Arbeit.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Empirische Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 4 

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Empirische Bildungsforschung und Pädagogische 
Psychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 

                                                
4 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges  
 
(1) Im Studiengang Empirische Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) (im Folgenden: Master-
Studiengang) wird das European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) 
angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, 
Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich 
erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 21 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 99 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen..  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
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§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird 
der akademische Grad „Master of Science“ (abgekürzt „M. Sc.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch genauer 
spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 
 
1. zwei an der Fakultät tätige hauptberufliche Hochschullehrer, 
2. zwei weitere hauptberufliche Hochschullehrer, 
3. zwei akademische Mitarbeiter,  
4. zwei Studierende (mit beratender Stimme), 
5. Leiter des Prüfungsamts (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen; 
Vorsitzender und dessen Stellvertreter sollen zwei verschiedenen Fachbereichen angehören. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
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Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt,  dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt.  
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
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angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Empirischen 
Bildungsforschung und Pädagogischen Psychologie. 2Mit der Master-Prüfung weisen die 
Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes 
Grundwissen und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet 
der Empirischen Bildungsforschung und Pädagogischen Psychologie verfügen und die 
Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den 
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einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit ; sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen 
Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante 
studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit ist nicht 
studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
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an der Universität Tübingen im betreffenden Master-Studiengang eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im Master-Studiengang nicht verloren hat,  
3. die Masterprüfung im betreffenden Studiengang nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden Prüfungsverfahren 
befindet. 5Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Präsentationen. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten,  
Forschungsberichte, die schriftliche Ausarbeitung eines Referats. 2Weitere Prüfungsformen 
können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
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§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut   = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen 
 liegt; 

3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 
 Anforderungen entspricht; 

4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
 noch den Anforderungen genügt; 

5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 
 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
 
Zur Master-Arbeit kann nur zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 240 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit (Meldung) ist schriftlich beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls 
der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung  oder die Master-Prüfung im 
betreffenden Studiengang endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in einem 
laufenden Prüfungsverfahren in diesem Studiengang befindet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden 
Prüfungsverfahren befindet. 4Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Empirischen Bildungsforschung oder 
Pädagogischen Psychologie zu entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 
im Rahmen des Moduls V.2 im zweiten Jahr gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine 
Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit 
erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der 
Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu 
geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren 
Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert; wurden im 
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Rahmen der Masterarbeit Daten elektronisch verarbeitet, die auf den Angaben befragter, 
getesteter oder beobachteter Personen basieren, sind die Datensätze (soweit nicht zur 
Prüferkontrolle erforderlich: anonymisiert) und Syntaxen einzureichen, die benötigt werden, 
um die in der Masterarbeit beschriebenen Auswertungsschritte und Ergebnisse 
nachzuvollziehen. 5Das Bewertungsverfahren soll spätestens 8 Wochen nach Abgabe der 
Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des 
Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die 
Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen 
Prüfungsverfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in 
wesentlichen Teilen bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte 
Exemplar mit eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens „ausreichend“ 
(4,0) ist. 2Die Master-Arbeit ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen.  
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt.  
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
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VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit. 
-  

3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 23 Urkunde 
 
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
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vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
sieben Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei 
mündlichen Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens sieben Werktage (ohne 
Samstage) vor dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
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Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
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entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Empirische Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.)  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Empirische Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
	
  

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums	
  
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn	
  
§ 3 Studienaufbau 
	
  

II. Vermittlung der Studieninhalte	
  
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module	
  
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen	
  
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
	
  

III. Organisation der Lehre und des Studiums	
  
§ 7 Studienumfang 
	
  

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote	
  
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung	
  
§ 9 Masterarbeit	
  
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
	
  

V. Schlussbestimmungen	
  
§ 11 Inkrafttreten	
  
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Empirische 
Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung 
Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein zum sechssemestrigen Bachelor-Studiengang 
Erziehungswissenschaft der Universität Tübingen konsekutiver und forschungs- und 
anwendungsorientierter Studiengang. 2Das Studium des M. Sc. in Empirischer 
Bildungsforschung und Pädagogischer Psychologie dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissen-
schaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene 
Qualifikation der Studierenden im Bereich der Empirischen Bildungsforschung und 
Pädagogischen Psychologie begründen; der Studiengang baut auf einem ersten 
Hochschulabschluss fachlich auf. 3Das Fach umfasst die Vermittlung inhaltlichen und 
methodischen Grundlagenwissens in Empirischer Bildungsforschung und Pädagogischer 
Psychologie. 4Die von den Studierenden zu erwerbenden Qualifikationsziele sind im 
Modulhandbuch ausgewiesen.  
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Empirische Bildungsforschung und 
Pädagogische Psychologie ist in § 1 Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
2Der Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M. Sc.-
Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. 
Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Erziehungswissenschaft oder Psychologie oder ein gleichwertiger Abschluss mit 
mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses 
entscheidet der Prüfungsausschuss. 3Er kann die Entscheidung widerruflich auf den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen. 4Im Fall einer festgelegten 
Zulassungszahl kann durch Satzung vorgesehen werden, dass stattdessen die für das 
jeweilige Auswahlverfahren gebildete zuständige Auswahlkommission darüber entscheidet. 
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Empirische Bildungsforschung und Pädagogische Psychologie 
gliedert sich in zwei  Studienjahre. 2Es schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, S=Seminar, K=Kolloquium, P=Praktikum, 
T=Präsentationstag):  
 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen)  

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(e
n)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, 
siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)   

ECTS-
Punkte  

I.1 Kernthemen  V, S, K, T 
9 

 
1 

I.2 Grundlegende  
Methoden  

V, 2S 
9 
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 III.1 Wahlpflichtbereich 
Grundlagenvertiefung 

je nach Angebot 
12 

I.3 Aktuelle Themen 2S 
6 

II.1 Diagnostik, Intervention, 
Evaluation 1 

2S 
9 

IV.1 
oder 
IV.2 

forschungsorientierte oder 
anwendungs-orientierte 
Vertiefung 

2S oder P  

6 

 
2 

V.1 Projektseminar S, 2K, T 
9 

II.2 Diagnostik, Intervention, 
Evaluation 2 

2S, K 
9 

III.2 Wahlpflichtbereich 
Berufsorientierte Vertiefung 

je nach  
Angebot 12 

 
3 

IV.1 
oder 
IV.2 

forschungsorientierte oder 
anwendungs-orientierte 
Vertiefung 

2S oder  
P mit T 

9 
II.3 Wissenschaftskommunikati

on und -ethik 
S 

3 
 
4 

V.2 Modul Masterarbeit 
(davon Masterarbeit 21 
ECTS) 

2K, T 

27 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 

§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Praktika  
4. Präsentationstage. 
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
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§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Empirische Bildungsforschung 
und Pädagogische Psychologie ist deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in 
englischer Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über 
ausreichende englische Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit nach § 15 des Allgemeinen Teils 
ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 1. bis 3.  Studiensemester 
(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der benoteten Module (einschließlich des Moduls 
Master-Arbeit).  
 
V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
Tübingen, den 08.05.2012  
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 5 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen 
Arbeit mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 

                                                
5 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges  
 
(1) Im Studiengang Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) (im Folgenden: Master-Studiengang) 
wird das European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen 
Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) 
zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen 
Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 21 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 99 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
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§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch genauer 
spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 
 
1. zwei an der Fakultät tätige hauptberufliche Hochschullehrer, 
2. zwei weitere hauptberufliche Hochschullehrer, 
3. zwei akademische Mitarbeiter,  
4. zwei Studierende (mit beratender Stimme), 
5. Leiter des Prüfungsamts (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen; 
Vorsitzender und dessen Stellvertreter sollen zwei verschiedenen Fachbereichen angehören. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
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Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt.  
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
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angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Sozialpädagogik / Sozialen 
Arbeit. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen 
ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine systematische 
Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit 
verfügen und die Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem 
Masterfach mit den einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
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§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit; sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen 
Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante 
studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit ist nicht 
studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrveran-
staltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
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an der Universität Tübingen im betreffenden Master-Studiengang eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im Master-Studiengang nicht verloren hat,  
3. die Masterprüfung im betreffenden Studiengang nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden Prüfungsverfahren 
befindet. 5Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Präsentationen. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden.  
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Forschungsberichte, die schriftliche Ausarbeitung eines Referats. 2Weitere Prüfungsformen 
können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
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§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 =  ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten für 
die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden zwei Dezimalstellen hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
 
Zur Master-Arbeit kann nur zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
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§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit (Meldung) ist schriftlich beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls 
der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Prüfung im 
betreffenden Studiengang endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in einem 
laufenden Prüfungsverfahren in diesem Studiengang befindet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden 
Prüfungsverfahren befindet. 4Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit oder der 
Allgemeinen Pädagogik – sofern diese auf Sozialpädagogik / Soziale Arbeit bezogene 
Fragen behandelt – zu entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 im 
Rahmen des Moduls 8 im zweiten Jahr gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine 
Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf 
schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit 
erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der 
Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu 
geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren 
Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
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elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert; wurden im 
Rahmen der Masterarbeit Daten elektronisch verarbeitet, die auf den Angaben befragter, 
getesteter oder beobachteter Personen basieren, sind alle Datensätze (soweit nicht zur 
Prüferkontrolle erforderlich: anonymisiert) und Syntaxen einzureichen, die benötigt werden, 
um die in der Masterarbeit beschriebenen Auswertungsschritte und Ergebnisse 
nachzuvollziehen. 5Das Bewertungsverfahren soll spätestens 8 Wochen nach Abgabe der 
Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des 
Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die 
Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens „ausreichend“ 
(4,0) ist. 2Die Master-Arbeit ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen.  
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
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(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
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Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. 3Im Besonderen Teil können abweichende Regelungen vorgesehen werden.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
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(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
sieben Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei 
mündlichen Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens sieben Werktage (ohne 
Samstage) vor dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
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Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Forschung 
und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden 
Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen 
werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein zum sechssemestrigen Bachelor-Studiengang 
Erziehungswissenschaft der Universität Tübingen konsekutiver, forschungs- und 
anwendungsorientierter Studiengang. 2Das Studium des M.A. Forschung und Entwicklung in 
der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher 
Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden im Bereich der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit begründen; der 
Studiengang baut auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf. 3Das Fach umfasst die 
Vermittlung von vertieftem theoretischem sowie methodisch-empirischem Wissen im Bereich 
der Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit. 4Die von den Studierenden zu erwerbenden 
Qualifikationsziele sind im Modulhandbuch ausgewiesen. 
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Forschung und Entwicklung in der 
Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit ist in § 1 Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung 
geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen 
M.A -Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. 
Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Erziehungswissenschaft oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens 
einschließlich der Note 2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 3Er kann die Entscheidung widerruflich auf den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses übertragen. 4Im Fall einer festgelegten Zulassungszahl kann durch 
Satzung vorgesehen werden, dass stattdessen die für das jeweilige Auswahlverfahren 
gebildete zuständige Auswahlkommission darüber entscheidet. 
 
§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik / Sozialen 
Arbeit gliedert sich in zwei Studienjahre. 2Es schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, S=Seminar, FW=Forschungswerkstatt, 
K=Kolloquium):  
 
 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen)  

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(en)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, siehe 
im Einzelnen 
Modulhandbuch) 

ECTS-
Punkte  

1 

Theorien der 
Sozialpädagogik/Sozialen 
Arbeit im Kontext der 
Erziehungswissenschaft 

S 12 

 
1 

2 

Forschung und Entwicklung 
auf der Ebene 
sozialpädagogischer S 12 
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Interaktionen (Mikroebene)  

5 Forschungsmethoden S, V 9 

3 

Forschung und Entwicklung 
auf der Ebene 
sozialpädagogischer 
Institutionen und 
Organisationen (Mesoebene) 

S 12 

4 

Forschung und Entwicklung 
auf der gesellschaftlichen 
Ebene Sozialer Arbeit 
(Makroebene) 

S 12 

 
2 

5 
Forschungsmethoden 

S, V 3 

6 Studienprojekt FW, K 18  
3 

7 
Wahlpflichtmodul je nach Wahl, siehe 

Modulhandbuch  12 

 
4 7 Wahlpflichtmodul  je nach Wahl, siehe 

Modulhandbuch  3 

 8 Abschluss(davon 
Masterarbeit 21 ECTS) FW, K 27 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen insbesondere der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen,  
2. Seminare,  
3. Forschungswerkstatt,  
4. Kolloquien.  
 

2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung und Lehre erforderlich 
ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Forschung und Entwicklung in der 
Sozialpädagogik / Sozialen Arbeit ist deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können 
auch in englischer Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über 
ausreichende englische Sprachkenntnisse verfügen.   
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§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit nach § 15 des Allgemeinen Teils 
ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 1. bis 3. Studiensemester 
(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 30% aus der Note der Master-
Arbeit, zu 50% aus den Noten der Module 1-5 (je 10%) sowie zu 20% aus der Note des 
Moduls 6 (Studienprojekt).  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Erwachsenenbildung / Weiterbildung mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Arts (M. A.) 6 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Erwachsenenbildung / Weiterbildung mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 

                                                
6 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges  
 
(1) Im Studiengang Erwachsenenbildung / Weiterbildung mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das 
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen 
Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) 
zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen 
Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 21 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 99 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre. 
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.   



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 273 

§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch genauer 
spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 
 
1. zwei an der Fakultät tätige hauptberufliche Hochschullehrer, 
2. zwei weitere hauptberufliche Hochschullehrer, 
3. zwei akademische Mitarbeiter,  
4. zwei Studierende (mit beratender Stimme), 
5. Leiter des Prüfungsamts (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen; 
Vorsitzender und dessen Stellvertreter sollen zwei verschiedenen Fachbereichen angehören. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
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Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt.  
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
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angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der 
Erwachsenenbildung / Weiterbildung. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden 
nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen 
und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der 
Erwachsenenbildung / Weiterbildung verfügen und die Fähigkeit erworben haben, 
wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 276 

selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit; sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen 
Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante 
studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 277 

§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit ist nicht 
studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen  sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
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an der Universität Tübingen im betreffenden Master-Studiengang eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im Master-Studiengang nicht verloren hat,  
3. die Masterprüfung im betreffenden Studiengang nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden Prüfungsverfahren 
befindet. 5Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Präsentationen. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Forschungsberichte, die schriftliche Ausarbeitung eines Referats. 2Weitere Prüfungsformen 
können im Modulhandbuch vorgesehen werden.  
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
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§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut   = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
 
Zur Master-Arbeit kann nur zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
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§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit (Meldung) ist schriftlich beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls 
der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Prüfung im 
betreffenden Studiengang endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in einem 
laufenden Prüfungsverfahren in diesem Studiengang befindet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden 
Prüfungsverfahren befindet. 4Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Erwachsenenbildung / Weiterbildung zu 
entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen des Moduls 10 im 
zweiten Jahr gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, 
so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der 
Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert; wurden im 
Rahmen der Masterarbeit Daten elektronisch verarbeitet, die auf den Angaben befragter, 
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getesteter oder beobachteter Personen basieren, sind alle Datensätze (soweit nicht zur 
Prüferkontrolle erforderlich: anonymisiert) und Syntaxen einzureichen, die benötigt werden, 
um die in der Masterarbeit beschriebenen Auswertungsschritte und Ergebnisse 
nachzuvollziehen. 5Das Bewertungsverfahren soll spätestens 8 Wochen nach Abgabe der 
Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des 
Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die 
Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens „ausreichend“ 
(4,0) ist. 2Die Master-Arbeit ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen.  
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
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Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
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(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. 3Im Besonderen Teil können abweichende Regelungen vorgesehen werden. 
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 

 
- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 

ECTS-Punkte, 
- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit. 
-  

3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
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§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
sieben Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei 
mündlichen Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens sieben Werktage (ohne 
Samstage) vor dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
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Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Erwachsenenbildung / Weiterbildung mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Arts (M. A.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Erwachsenenbildung/Weiterbildung mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Erwachsenenbildung / Weiterbildung mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. 
A.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, 
soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein zum sechssemestrigen Bachelor-Studiengang 
Erziehungswissenschaft der Universität Tübingen konsekutiver und forschungs- und 
anwendungsorientierter Studiengang. 2Das Studium des M.A. in Erwachsenenbildung / 
Weiterbildung dient der Aneignung langfristiger, auf systematische kritische 
Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, 
die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation der 
Studierenden im Bereich der Erwachsenenbildung / Weiterbildung begründen; der 
Studiengang baut auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf. 3Das Fach umfasst die 
Vermittlung von vertieftem theoretischem sowie methodisch-empirischem Wissen im Bereich 
der Erwachsenenbildung / Weiterbildung. 4Die von den Studierenden zu erwerbenden 
Qualifikationsziele sind im Modulhandbuch ausgewiesen.  
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Erwachsenenbildung / Weiterbildung ist in 
§ 1 Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 
Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Erziehungswissenschaft oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens 
einschließlich der Note 2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 3Er kann die Entscheidung widerruflich auf den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses übertragen. 4Im Fall einer festgelegten Zulassungszahl kann durch 
Satzung vorgesehen werden, dass stattdessen die für das jeweilige Auswahlverfahren 
gebildete zuständige Auswahlkommission darüber entscheidet. 
 
§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Erwachsenenbildung / Weiterbildung gliedert sich in zwei 
Studienjahre. 2Es schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, S=Seminar, SP=Studienprojekt, 
K=Kolloquium):  
 
empfohlenes 
Semester 
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen)  

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(en)  
(vorbehaltlich etwaiger 
Änderungen, siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)  

ECTS-
Punkte  

1 
 

1 Grundlagen der 
Erziehungswissenschaft und 
der Empirischen 
Bildungsforschung 

V/S 9 

1 2 
Personalentwicklung 

S 9 
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2-3 3 Lehr-Lernprozesse in der 
Weiterbildung 
 

S 12 

2-3 4 Organisationen der 
Weiterbildung 
 

S 12 

2-3 5 
Struktur und Entwicklung von 
Weiterbildungssystemen 

S 12 

3 6 
Studienprojekt 

SP 9 

4 7 Forschungsbasierte 
Entwicklungsarbeit in der 
Weiterbildung: Anforderungen 
an die Profession 

S 6 

1-2 8 
Forschungsmethoden 

V/S 15 

1-3 9 Wahlpflichtmodul V/S 12 

4 10 Abschluss 
(davon Masterarbeit 21 ECTS) 

K 24 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen insbesondere der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare  
3. Studienprojekt  
4. Kolloquien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Erwachsenenbildung / 
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Weiterbildung ist deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können auch in englischer 
Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende 
englische Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit nach § 15 des Allgemeinen Teils 
ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 1. bis 3. Studiensemester 
(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 30% aus der Note der Master-
Arbeit, zu 20% aus der Note des Moduls 6 sowie zu 50% aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt der Noten der übrigen benoteten Module (außer den Modulen 6 
und 10).  
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Schulforschung und Schulentwicklung (Voll- bzw. Teilzeit) mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 7 

 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Schulforschung und Schulentwicklung (Voll- bzw. Teilzeit) mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 

                                                
7 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges  
 
(1) Im Studiengang Schulforschung und Schulentwicklung mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das 
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen 
Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) 
zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen 
Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 21 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 99 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika bei einem 
Vollzeitstudium vier Semester und bei einem Teilzeitstudium acht Semester. 2Alle Studien- 
und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach der 
Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für die 
Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit in Vollzeit 
höchstens fünf Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
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§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 
§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch genauer 
spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 
 
1. zwei an der Fakultät tätige hauptberufliche Hochschullehrer, 
2. zwei weitere hauptberufliche Hochschullehrer, 
3. zwei akademische Mitarbeiter,  
4. zwei Studierende (mit beratender Stimme), 
5. Leiter des Prüfungsamts (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen; 
Vorsitzender und dessen Stellvertreter sollen zwei verschiedenen Fachbereichen angehören. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
   
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
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ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt.  
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
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Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 4Bei der Anrechnung wird insoweit ggf. 
die Tatsache des Vollzeit- bzw. Teilzeitstudiums berücksichtigt.  
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Schulforschung und 
Schulentwicklung. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über 
einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine 
systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der Schulforschung 
und Schulentwicklung verfügen und die Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche 
Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden selbständig zu 
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bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit; sie ist bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen 
Teil bzw. dem Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante 
studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit ist nicht 
studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen  sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
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an der Universität Tübingen im betreffenden Master-Studiengang eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im Master-Studiengang nicht verloren hat,  
3. die Masterprüfung im betreffenden Studiengang nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden Prüfungsverfahren 
befindet. 5Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Präsentationen. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Forschungsberichte, die schriftliche Ausarbeitung eines Referats, Fallanalysen. 2Weitere 
Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
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§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit  
 
Zur Master-Arbeit kann nur zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
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§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit (Meldung) ist schriftlich beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls 
der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Prüfung im 
betreffenden Studiengang endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in einem 
laufenden Prüfungsverfahren in diesem Studiengang befindet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges in einem laufenden 
Prüfungsverfahren befindet. 4Andere Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine 
Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Schulforschung und Schulentwicklung oder 
der Allgemeinen Pädagogik – sofern diese auf Schulforschung und Schulentwicklung 
bezogene Fragen behandelt – zu entnehmen; es soll in der Regel von einem Prüfer nach § 5 
im Rahmen des Moduls 9 im zweiten Jahr (Vollzeit) bzw. im 4. Jahr (Teilzeit) gestellt werden. 
4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema 
für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, 
der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist 
Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch 
auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt vier Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
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elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert; wurden im 
Rahmen der Masterarbeit Daten elektronisch verarbeitet, die auf den Angaben befragter, 
getesteter oder beobachteter Personen basieren, sind alle Datensätze (soweit nicht zur 
Prüferkontrolle erforderlich: anonymisiert) und Syntaxen einzureichen, die benötigt werden, 
um die in der Masterarbeit beschriebenen Auswertungsschritte und Ergebnisse 
nachzuvollziehen. 5Das Bewertungsverfahren soll spätestens 8 Wochen nach Abgabe der 
Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des 
Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die 
Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens „ausreichend“ 
(4,0) ist. 2Die Master-Arbeit ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen.  
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
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(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
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Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend. 3Im Besonderen Teil können abweichende Regelungen vorgesehen werden. 
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis werden die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 
3Das Zeugnis wird vom Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und 
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, 
an dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es 
wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer 
Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit. 

 

3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
   
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
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§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
sieben Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei 
mündlichen Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens sieben Werktage (ohne 
Samstage) vor dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
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Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
  Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Schulforschung und Schulentwicklung (Voll- bzw. Teilzeit) mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Schulforschung und Schulentwicklung (Voll- bzw. Teilzeit) mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Schulforschung und Schulentwicklung (Voll- bzw. Teilzeit) mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden 
Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen 
werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein zum sechssemestrigen Bachelor-Studiengang 
Erziehungswissenschaft der Universität Tübingen konsekutiver, forschungs- und 
anwendungsorientierter Studiengang. 2Das Studium des M.A. in Schulforschung und 
Schulentwicklung dient der Aneignung langfristiger, auf systematische kritische 
Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, 
die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation der 
Studierenden im Bereich der Schulforschung und Schulentwicklung begründen; der 
Studiengang baut auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf. 3Das Fach umfasst die 
Vermittlung von vertieftem theoretischem sowie methodisch-empirischem Wissen im Bereich 
der Schulforschung / Schulentwicklung. 4Die von den Studierenden zu erwerbenden 
Qualifikationsziele sind im Modulhandbuch ausgewiesen. 
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Schulforschung und Schulentwicklung ist in 
§ 1 Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 
Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelorabschluss in 
Erziehungswissenschaft oder die Erste Staatsprüfung für das Lehramt oder ein 
gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die 
Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss. 3Er kann die 
Entscheidung widerruflich auf den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen. 4Im 
Fall einer festgelegten Zulassungszahl kann durch Satzung vorgesehen werden, dass 
stattdessen die für das jeweilige Auswahlverfahren gebildete zuständige 
Auswahlkommission darüber entscheidet.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Schulforschung und Schulentwicklung gliedert sich in zwei 
Studienjahre (Vollzeit) bzw. in vier Studienjahre (Teilzeit). 2Es schließt mit der Masterprüfung 
ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, S=Seminar, K=Kolloquium); diese sind in 
Tabelle 1 für ein Vollzeitstudium und in Tabelle 2 für ein Teilzeitstudium dargestellt:  
 

Tabelle 1: Studium in Vollzeit 
 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen)  

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(e
n)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, 
siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch) 

ECTS-
Punkte  

 1 Theorie und Forschung in der Seminar 12 
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1 Schulpädagogik im Kontext der 
Erziehungswissenschaft 
 

 
 

12 

2 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene des schulischen 
Lehrens und Lernens 
(Mikroebene) 
 

Seminar 6 

5 Forschungsmethoden 
(Niveaustufe 1 oder Niveaustufe 
2) 

Vorlesung/en und 
Seminar/e  

6 

1 

7 Wahlmodul:  
Teilmodul 7.1 Wahlbereich 
Erziehungswissenschaft 

Vorlesung/en 
Seminar/e 

6 

2 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene des schulischen 
Lehrens und Lernens 
(Mikroebene) 
 

Seminar 3 

3 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene der Schule als 
Organisation (Mesoebene) 
 

Seminar 6 

4 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene von Bildungssystem 
und Governance (Makroebene) 

Seminar/e 
 
 
 

12 

5 Forschungsmethoden 
(Niveaustufe 1 oder Niveaustufe 
2) 

Vorlesung/en 
Seminar/e 
 

6 

 
2 

6 Studienprojekt Seminar 3 

6 Studienprojekt 
 

Seminar 15  

7 Wahlmodul:  
Teilmodul 7.1 Wahlbereich 
Erziehungswissenschaft 
Teilmodul 7.2 Studium freier Wahl 
 

Vorlesungen/ 
Seminare 

12 

 
3 

8 Wahlpflichtmodul (Beratung oder 
Schulmanagement und 
Schulleitung) 
 

Seminar 3 

8 Wahlpflichtmodul (Beratung oder 
Schulmanagement und 
Schulleitung)  
 

Seminar 6  
4 

9 Abschluss 
(davon Masterarbeit 21 ECTS) 
  

Kolloquium 24 
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Tabelle 2: Studium in Teilzeit 
 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen) 

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(e
n)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, 
siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch) 

ECTS-
Punkte  

1 Theorie und Forschung in der 
Schulpädagogik im Kontext der 
Erziehungswissenschaft 
 

Seminar/e 
 
 

12  
1 

5 Forschungsmethoden 
(Niveaustufe 1 oder Niveaustufe 
2) 

Vorlesung/en und 
Seminar/e  

6 

3 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene der Schule als 
Organisation (Mesoebene) 
 

Seminar 6 2 

5 Forschungsmethoden 
(Niveaustufe 1 oder Niveaustufe 
2) 

Vorlesung/en 
Seminar/e 
 

6 

2 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene des schulischen 
Lehrens und Lernens 
(Mikroebene) 
 

Seminar 6  
3 

7 Wahlmodul:  
Teilmodul 7.1 Wahlbereich 
Erziehungswissenschaft bzw.  
Teilmodul 7.2 Studium freier Wahl 
 

Vorlesung(en)/ 
Seminar(e) 

6 

2 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene des schulischen 
Lehrens und Lernens 
(Mikroebene) 
 

Seminar 3 

4 Forschung und Entwicklung auf 
der Ebene von Bildungssystem 
und Governance (Makroebene) 

Seminar/e 
 
 
 

12 

4 

6 Studienprojekt Seminar 3 
6 Studienprojekt 

 
Seminar 15   

5 
8 Wahlpflichtmodul (Beratung oder 

Schulmanagement und 
Schulleitung) 
 

Seminar 3 

7 Wahlmodul:  
Teilmodul 7.1 Wahlbereich 
Erziehungswissenschaft bzw.  
Teilmodul 7.2 Studium freier Wahl 
 

Vorlesung(en)/ 
Seminar(e) 

6 6 

8 Wahlpflichtmodul (Beratung oder 
Schulmanagement und 
Schulleitung)  
 

Seminar 6 
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7 Wahlmodul:  
Teilmodul 7.1 Wahlbereich 
Erziehungswissenschaft bzw. 
Teilmodul 7.2 Studium freier Wahl 
 

Vorlesung(en)/ 
Seminar(e) 

6 7 

9 Abschluss 
  

Kolloquium 9 

8 9 Abschluss 
(davon innerhalb des Moduls Nr. 
9 insgesamt Masterarbeit 21 
ECTS) 
 
  

Kolloquium 15 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen insbesondere der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare (ggf. einschließlich sog. „Forschungswerkstatt) und Kolloquien.  
 

2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung oder Lehre erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen 
insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte 
Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit 
haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich 
und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann 
darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem 
Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung oder Lehre erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Schulforschung und 
Schulentwicklung ist Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer 
Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende 
englische Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
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Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit nach § 15 des Allgemeinen Teils 
ist neben den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das erste und zweite (Vollzeit) 
bzw. erste bis vierte (Teilzeit) Studiensemester (vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen 
Lehrveranstaltungen.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 30 % aus der Note des 
Abschlussmoduls (Modul 9), zu 15 % aus der Note des Moduls Studienprojekt (Modul 6) und 
zu 55% aus dem nach Leistungspunkten gewichteten Durchschnitt aller Noten der übrigen 
benoteten Module (Noten der Module 1 bis 5).  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/13. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

"Demokratie und Regieren in Europa" mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Arts (M. A.) 8 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang "Demokratie und Regieren in Europa" mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
§ 8a Zeitpunkt der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 

                                                
8 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
 
VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges  
 
(1) Im Studiengang „Demokratie und Regieren in Europa“ mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das 
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen 
Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) 
zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen 
Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der Prüfungs-
ordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden Module 
und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
 
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 24 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 96 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-
Arbeit vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre. 
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(6) 1Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen. 2Ein Auslandsstudium kann im 
Besonderen Teil dieser Ordnung vorgeschrieben werden. 
 

§ 2 Graduierung 
 
Aufgrund der bestandenen Master of Arts-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird der 
akademische Grad „Master of Arts“ (abgekürzt „M. A.“) verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
 
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses, das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren 
Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der 
Prüfungsausschuss setzt sich aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 2 akademische Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 

4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
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(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
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(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 

2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung im Studiengang "Demokratie und Regieren in Europa" bildet einen 
weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Politikwissenschaft. 2Mit der Master-Prüfung weisen 
die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein 
vertieftes Grundwissen und eine systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse 
in einem selbstgewählten Spezialgebiet verfügen und die Fähigkeit erworben haben, 
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wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden 
selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit, sie ist 
bestanden, wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem 
Modulhandbuch ist geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende 
Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

§ 8a Zeitpunkt der Master-Prüfung  
 
1Die Master-Prüfung ist  entsprechend der festgesetzten Regelstudienzeit bis zum Ende des 
vierten Semesters abzulegen. 2Ist diese Frist überschritten, wird der Studierende 
dahingehend informiert, dass er den Prüfungsanspruch verliert, wenn er die Master-Prüfung 
nicht bis zum Ende des siebten Semesters ablegt. 3Ist die Master-Prüfung in der in Satz 2 
genannten Frist einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht abgeschlossen, so erlischt der 
Prüfungsanspruch, es sei denn, dass der Prüfling die Fristüberschreitung nicht zu vertreten 
hat. 4Hierüber entscheidet der Prüfungsausschuss; dies kann auch auf Antrag des 
Studierenden geschehen. 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen 
Prüfungsleistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere 
Ergänzungsleistungen erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die 
Vergabe von ECTS-Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese 
mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
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2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaiger Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie etwa zu 
dieser gehörige mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht 
studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
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Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden. 
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
 
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
 
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
2Vergleichbare Studiengänge sind politik-, sozial- und europawissenschaftliche Bachelor-, 
Master-, Lehramts oder Diplomstudiengänge anderer Hochschulen im Geltungsbereich des 
HRG; über weitere Studiengänge, die als vergleichbar gelten, entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 3In einem vergleichbaren Studiengang gilt dies nur für den Verlust des 
Prüfungsanspruches in Prüfungen bzw. Modulen, die auch im Studiengang „Demokratie und 
Regieren in Europa“ verlangt werden.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate 
und Kolloquien. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten die Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
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mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel etwa 30 Minuten. 5Die mündliche 
Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt. 
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Niederschriften von Referaten, Essays, Protokolle, Zusammenfassungen, Rezensionen. 
2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
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bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach ECTS-
Punkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden zwei 
Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit kann 
nur zugelassen werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der mündlichen Prüfung über den 
Inhalt der Master-Arbeit  (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm 
ist der Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene 
Prüfer zu benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 
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(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Politikwissenschaft zu entnehmen; es soll in 
der Regel von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen des Moduls M13 „Prüfungsmodul“ im 
zweiten Jahr gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, 
so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der 
Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt 18 Wochen, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden. 3Der Umfang der Masterarbeit 
beträgt mehr als 115.000 Zeichen (ca. 50 Seiten) und höchstens 184.000 Zeichen (ca. 80 
Seiten).  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss nach 
Anhörung des Betreuers. 2Die fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in zwei 
gebundenen Exemplaren beim Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Dateiformat einzureichen; wird die Arbeit nicht in deutscher 
Sprache verfasst, ist ihr als Anhang eine Zusammenfassung in deutscher Sprache 
beizufügen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die Masterarbeit kann 
neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf elektronischen Datenträgern 
enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das Bewertungsverfahren soll 
spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser 
Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des 
bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer 
bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
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gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Masterarbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um zwei oder mehr ganze Notenstufen voneinander ab oder lautet eine 
von ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit gelten, soweit hier, im 
Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes 
geregelt ist, die Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden 
von einem Prüfer bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für 
die Benotung gilt § 14.  
 
(7) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. 
 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) 
bewertet wurden; sie müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit gelten die Regelungen zur 
Master-Arbeit in den Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden 
Wiederholungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die 
Prüfungsleistungen wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit 
einschließlich „ausreichend“ (4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen 
des ersten Prüfungsversuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt.  
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 6 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
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(3) Für eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit gelten jeweils die 
Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 und Abs. 2 entsprechend. 
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-

Arbeit . 
 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 23 Urkunde 
 
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
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§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
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Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit  gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Wintersemester 2012/13.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

"Demokratie und Regieren in Europa" mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Arts (M. A.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7, 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung 
vom 01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang "Demokratie und Regieren in Europa" mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Arts (M. A.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
„Demokratie und Regieren in Europa“ mit akademischer Abschlussprüfung Master of Arts (M. 
A.) – Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, 
soweit hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein zum sechssemestrigen Bachelor-Hauptfach-
Studiengang Politikwissenschaft der Universität Tübingen konsekutiver und forschungsorien-
tierter  Studiengang. 2Das Studium des M.A. „Demokratie und Regieren in Europa“ dient der 
Aneignung langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnis-
fortschritt gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich 
fundierte berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im Bereich der Politik- und 
Europawissenschaft begründen; der Studiengang baut auf einem ersten Hochschulab-
schluss fachlich auf. 3Die Studierenden sollen sich mit theoretischen und politisch-
praktischen Aspekten des Regierens in der Europäischen Union, inklusive der EU-
Außenbeziehungen, sowie mit unterschiedlichen Aspekten der Politik in den Mitgliedstaaten 
der EU auseinandersetzen. 4Im Studiengang werden Fragen vor allem aus dem Bereich der 
Politikwissenschaft behandelt, daneben aber auch aus dem Bereich der Wirtschafts-, 
Rechts- und Geschichtswissenschaft und der Soziologie sowie Geographie, soweit sie einen 
besonderen Bezug zu Europa haben. 5Die Studierenden sollen die für eine selbständige 
wissenschaftliche Tätigkeit notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten erwerben. 
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang "Demokratie und Regieren in Europa" ist in 
§ 1 Abs. 5 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 
Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.A.-Studiengang erfolgreich abzuschl-
ießen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und 
Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss im Fach Politikwissenschaft oder in einer 
anderen Sozialwissenschaft, wenn das Nebenfach Politikwissenschaft war, oder ein 
Abschluss in European Studies, sofern dieser Studiengang einschlägige politikwissen-
schaftliche Lehrveranstaltungen umfasste oder ein gleichwertiger Abschluss, jeweils mit 
mindestens einschließlich der Note 2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses 
entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) Für das Studium des M.A „Demokratie und Regieren in Europa“ sind außerdem 
Kenntnisse in Englisch nachzuweisen, die mindestens dem Niveau B 2 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens (GER) entsprechen oder hierzu äquivalent sind.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium “Demokratie und Regieren in Europa“ gliedert sich in zwei 
Studienjahre. 2Es schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten. 2Das Studium 
ist gegliedert in Pflichtmodule, Wahlpflichtmodule und das Modul M13 „Prüfungsmodul“. 
 
(3) 1Die Pflichtmodule M1-M6 dienen der Vermittlung der für die fortgeschrittene 
akademische Ausbildung im Bereich der europaorientierten Politikwissenschaft notwendigen 
Kenntnisse. 2 Im Rahmen der Pflichtmodule sind insgesamt 60 ECTS zu erwerben. 3Die 
Pflichtmodule sollen überwiegend im ersten Studienjahr absolviert werden. 4Welche 
Lehrveranstaltungen den einzelnen Pflichtmodulen zugeordnet sind und welche Arten von 
studienbegleitenden Prüfungen zu erbringen sind, ist im Modulhandbuch geregelt. 5Im 
Modulhandbuch kann auch etwa vorgesehen werden, dass von den Pflichtmodulen zwei 
durch eine schriftliche Modulprüfung in Form einer Hausarbeit zu absolvieren sind. 6Im 
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Modulhandbuch kann auch etwa vorgesehen werden, dass die Pflichtmodule 1 (Teil 
Workshop) und Modul 6 (Exkursion) verrechnet werden können.  
 
(4) 1Die Wahlpflichtmodule M7-12 dienen der individuellen Schwerpunktbildung. 2Die 
Zulassung zu einzelnen Veranstaltungen innerhalb der Wahlpflichtmodule kann von der 
regelmäßigen und erfolgreichen Teilnahme an anderen Veranstaltungen abhängig gemacht 
werden. 3 Im Rahmen der Wahlpflichtmodule sind insgesamt 30 ECTS zu erwerben. 4Welche 
Lehrveranstaltungen den Wahlpflichtmodulen zugeordnet sind, ist im Modulhandbuch 
geregelt. 5In den Wahlpflichtmodulen M7-12 sind 3 Module zu belegen, dabei muss 
mindestens eines der Wahlpflichtmodule M7-9 belegt werden, im Modulhandbuch kann auch 
etwa vorgesehen werden, dass in diesem Wahlmodul die Anfertigung einer schriftlichen 
Modulprüfung (Hausarbeit) verpflichtend ist. 6Studierende, die nicht über einen 
Erstabschluss in Politikwissenschaft verfügen, müssen statt des Moduls M11 eine den 
Leistungspunkten des Moduls M11 entsprechende Anzahl von ECTS-Punkten (6 ECTS) 
durch den Besuch von grundständigen politikwissenschaftlichen Lehrveranstaltungen 
erbringen (Nachholfenster), darüber entscheidet der Prüfungsausschuss und legt ggf. das 
Nähere fest; ansonsten ist das Modul M11 mit mindestens 6 LP zu belegen und kann auch 
mit 12 LP belegt werden. 
 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen)  

Modul-Nr.  Modulbezeichnung  Art der 
Veranstal-
tung(en)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, 
siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)  

ECTS-Punkte  
(vorbehaltlich 
etwaiger Änder-
ungen, siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)  

M1 Theorien und Methoden des 
Systemvergleichs 

VL 
Workshop 6 / 9 

M2 Legitimations- und 
integrationstheoretische 
Grundlagen 

Seminar 
12 

M3 Regieren im europäischen 
Mehrebenensystem 

Seminar 12 

M4 Wirtschaftsregieren und 
Demokratie 

VL 
12 

M5 Europa in den internationalen 
Beziehungen 

Seminar 
12 

M7 Strukturprobleme 
europäischen Regierens 

Seminar 
12 

M8 Nationale und internationale 
Politikfeldanalyse 

Vorlesung 
12 

M9 Akteure und Probleme 
internationalen Regierens 

Seminar 
12 

M10 Europarecht VL 
12 

M11 Europa in den 
Nachbarwissenschaften 

Seminar oder VL 
6 / 12 

1-3 

M12 Europa in der beruflichen 
Praxis: Studienbegleitendes 
Praktikum 

 
6 / 12 

1-3 M6 Exkursion 
(ggf. Verrechnung mit M1 
möglich, siehe 
Modulhandbuch) 

 

3 / 6 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 333 

(5) 1Das Modul M13 „Prüfungsmodul“ soll im vierten Semester absolviert werden. 2Es 
umfasst insgesamt 30 ECTS. 3Die Masterarbeit muss von einer Professorin bzw. einem 
Professor des Instituts für Politikwissenschaft der Universität Tübingen betreut werden und 
muss thematisch im Bereich politikwissenschaftliche Europaforschung angesiedelt sein.  
 

Abschließendes Prüfungsmodul: 
empfohlenes 
Semester  
(vorbehaltlich 
Angebot und 
etwaiger 
Änderungen) 

Modul-Nr.  Modulbezeichnung  Art der 
Veranstal-
tung(en)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, 
siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)  

ECTS-Punkte  
(vorbehaltlich 
etwaiger Änder-
ungen, siehe im 
Einzelnen 
Modulhandbuch)  

Master-Arbeit  24 
Kolloquium Kolloquium 

2 
4 

M13 
 

Mündliche Prüfung  
4 

 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Es werden insbesondere Veranstaltungen der folgenden Arten angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare 
3. Kolloquien 
4. Exkursionen 
5. ggf. Workshops.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-
typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 
vermittelt werden. 4Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 
Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprachen im Masterstudiengang „Demokratie und Regieren in 
Europa“ sind Englisch und Deutsch. 2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in 
englischer oder deutscher Sprache abgehalten werden, Prüfungen werden in der Regel in 
derjenigen Sprache abgehalten, in der auch die dazugehörige Lehrveranstaltung stattfindet; 
es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische und deutsche 
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Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im 
Modulhandbuch geregelt. 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für die Pflicht- und / oder 
Wahlpflichtmodule (vgl. § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen im Umfang von 
insgesamt 70 ECTS.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils und in § 3 Abs. 5 des Besonderen Teils 
dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach ECTS-Punkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der benoteten Module. 
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/13. 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 335 

Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Chemie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 
65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Chemie mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
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VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges9  
 
(1) Im Studiengang Chemie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
(im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte 
(Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl sich nach 
dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 30 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und die nach Satz 2 gegebenenfalls vorgesehenen anderen Leistungen und 90 
ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 2Neben der Master-
Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, eine 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein zur Master-Arbeit 
gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 
erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
                                                
9 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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 § 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird 
der akademische Grad "Master of Science" (abgekürzt "M.Sc.") verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Mathematisch-Naturwissen-
schaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 
das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren 
Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich 
aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 1 akademische Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
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(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand  die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
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denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 

50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in Chemie bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss 
hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Chemie. 
2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten 
Abschluss hinaus die Fähigkeit erworben haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus 
ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
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geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III.  Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen vorgeseh-
enen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungsleistungen 
und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen erfolgreich 
erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-Punkten 
unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
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die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch. 3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach gleichen 
Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie etwa zu 
dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und mündliche 
Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrveran-
staltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  
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2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
2Vergleichbare Studiengänge sind Diplom-, Magister- oder Lehramtsstudiengänge in Chemie  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien. Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden.  
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen. 4Die Dauer einer 
mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 30 und 45 Minuten. 5Die 
mündliche Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren und Hausarbeiten. 
Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch vorgesehen werden.  
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
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Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
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IV. Master-Arbeit 
 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Chemie zu entnehmen. 4Findet der Prüfling 
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keine Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine 
Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der 
Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist 
Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch 
auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt sechs Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit bzw. bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend 
gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die angegebenen 
Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen Werken 
übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei 
Prüfern bewertet, für die Benotung gilt § 14. 3Mit der etwa geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums soll der Prüfling zeigen, dass er die 
chemische Fachsprache sicher beherrscht und über ein vertieftes und methodologisches 
Wissen verfügt; er soll mit zentralen Problemstellungen des Faches vertraut sein und sich 
einen Überblick über die Chemie verschafft haben. 4Die mündliche Abschlussprüfung am 
Ende des Master-Studiums ist in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach Abgabe der 
Masterarbeit zu absolvieren.  
 
(7) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der 
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe 
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von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die übrigen 
Anforderungen erfüllt. 
 

V.  Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wiederhol-
ungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
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„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 
VII. Master-Gesamtnote  
 

§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
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entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

-  
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
   
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
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IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
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2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
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(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Chemie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.)  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 
65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Chemie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Chemie mit 
akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil – ist in der 
jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine spezielleren 
Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in Chemie dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher 
Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden im Bereich der Chemie begründen; der Studiengang baut auf einem ersten 
Hochschulabschluss fachlich auf. 3Die Chemie ist die Lehre vom Aufbau, Verhalten und der 
Umwandlung von Stoffen sowie den dabei geltenden Gesetzmäßigkeiten und beschäftigt 
sich mit den chemischen Elementen in freiem oder gebundenem Zustand, den Reaktionen, 
Umsetzungen, Umwandlungen und Wechselwirkungen der chemischen Elemente und ihrer 
Verbindungen, der Bestimmung, Steuerung und Voraussage, Deutung und Auswertung 
durch direkte oder indirekte Methoden, Anwendungen und den Mechanismen chemischer 
Prozesse und den Grunderscheinungen und Kräften der Natur; die Chemie ist die 
Wissenschaft, die sich mit den Ursachen und Wirkungen von Elektronenabgabe, -aufnahme 
oder –verteilung zwischen Atomen und Molekülen und mit den Beziehungen zwischen den 
Energieniveaus solcher Elektronen innerhalb der Atome und Moleküle befasst. 4Studierende 
der Chemie sollen in ihrem Studium lernen, chemische Probleme zu erkennen, selbständig 
chemische Fragestellungen zu interpretieren und die wissenschaftliche Fachliteratur kritisch 
zu beurteilen; dazu gehören zum einen methodische Fähigkeiten, zum anderen umfassende 
sachliche Kenntnisse im Fach Chemie.   
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Chemie ist in § 1 Abs. 5 des Allgemeinen 
Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist 
Voraussetzung, um diesen M.Sc. -Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des 
Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Immatrikulations-
ordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist der Abschluss eines Bachelor-
Studiengangs im Fach Chemie oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens 
einschließlich der Note 3,0. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der 
Prüfungsausschuss.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium in Chemie gliedert sich in zwei  Studienjahre. 2Es schließt mit der 
Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, Ü=Übung, S=Seminar, P=Praktikum):  
 
empfohlenes 
Semester 
(vorbehaltlic
h Angebot 
und etwaiger 
Änderungen) 

Modul-Nr., 
Kürzel 

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(en) 
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen; siehe 
im Einzelnen 
Modulhandbuch) 

ECTS-
Punkte  

 
1-3 

1 
 
ACM 

Anorganische Chemie 
(davon Praktikum im Bereich 
ACM im  
Gesamtumfang von 12 LP)  

V/S/Ü/P 

21 
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1-3 

2 
 
OCM 

Organische Chemie (davon 
Praktikum im Bereich OCM 
im Gesamtumfang von 12 
LP) 

V/S/Ü/P  

21 

 
1-3 

3 
 
PCM 

Physikalische Chemie 
(davon Praktikum im Bereich 
PCM im Gesamtumfang von 
12 LP) 

V/S/Ü/P   

21 

 
1-3 

4 
 
WFM 

Wahlpflichtfach (davon 
Praktikum im Bereich WFM 
im Gesamtumfang von 12 
LP) 

V/S/Ü/P 

21 

 
1-3 

5 
 
ZQM 

Zusatzqualifikation  V 
6 

 
4 

6 Master-Arbeit  30  

 
Mögliche Bereiche des Wahlpflichtfaches sind  
 

- Analytische Chemie (AN),  
- Biochemie (BC),  
- Materialwissenschaften (MW),  
- Synthesechemie (SC), 
- Medizinische Chemie (MC),  
- Theoretische Chemie (TC).  

 
Die in den einzelnen Modulen vorgesehenen bzw. wählbaren Inhalte bzw. Veranstaltungen 
und in den einzelnen Bereichen des Wahlpflichtfaches wählbaren Inhalte bzw. 
Veranstaltungen sind im Modulhandbuch angegeben.  
 
Der Bereich des Wahlpflichtfaches ist zu Beginn des ersten Semesters durch unwiderrufliche 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Prüfungsausschuss festzulegen.  
 
Zwischen den Bereichen ACM, OCM, PCM und WFM kann im dritten Semester hinsichtlich 
des Praktikums eine Verschiebung dergestalt vorgenommen werden, dass in diesem 
Semester der Praktikums-Umfang in einem Fach um 3 CP erniedrigt und dafür der Umfang 
des Praktikums in einem anderen Fach um 3 CP erhöht werden kann.  
 
Soweit Wahlmöglichkeiten bestehen, sind diese sofern keine abweichende Genehmigung 
durch den Prüfungsausschuss erfolgt, so auszuüben, dass die in den jeweiligen Bereichen 
bzw. Teilbereichen vorgesehene Zahl an Leistungspunkten genau erreicht wird.  
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika / Laborpraktika 
4. Exkursionen 
5. Tutorien 
6. Vorträge.  
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2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 6 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Chemie ist deutsch. 2Lehrveran-
staltungen und Prüfungen können in englischer Sprache stattfinden; es wird vorausgesetzt, 
dass die Studierenden über ausreichende englische Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 
angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen die regelmäßige und 
erfolgreiche Teilnahme an den folgenden Modulen:  
 

• Anorganische Chemie 
• Organische Chemie 
• Physikalische Chemie 
• Wahlpflichtfach  
• sowie Zusatzqualifikation.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
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§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 20% aus der Note des Moduls 
Master-Arbeit (Master-Arbeit und eventuell in der Tabelle in § 3 für dieses Modul 
vorgesehene weitere Leistungen) und zu jeweils weiteren 20 % aus den Noten der Module 
ACM, OCM, PCM und WFM.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2011 (GBl. S. 
501), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 15.12.2011 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 
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VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 

IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges10  
 
(1) Im Studiengang Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. 
Sc.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and 
Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind 
ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl 
sich nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden 
richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen  30 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 90 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.   
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  

                                                
10 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird 
der akademische Grad "Master of Science" (abgekürzt "M.Sc.") verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Mathematisch-Naturwissen-
schaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 
das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren 
Stellvertreter werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich 
aus Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer, von denen mindestens zwei Mitglieder des 

Interfakultären Instituts für Biochemie oder des organisatorischen Teilbereichs 
Pflanzenbiochemie am Zentrum für Molekularbiologie der Pflanzen sein müssen, 

2. 1 akademischer Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
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ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer der Universität, 
Privatdozenten der Universität und ferner akademische Mitarbeiter der Universität, denen auf 
Vorschlag des Fakultätsvorstandes vom Vorstand  die Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 
2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte 
können insoweit nur dann ausnahmsweise zu Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach 
Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur Verfügung stehen und wenn sie über eine dem 
Studienabschluss, zu dem die Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige 
Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
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(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4)  1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in Biochemistry bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss 
hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Biochemie. 
2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten 
Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine systematische Orientierung 
sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet Biochemie verfügen und die Fähigkeit erworben 
haben, wissenschaftliche Fragestellungen im Gebiet der Biochemie mit den einschlägigen 
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Methoden selbständig zu bearbeiten.  
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen  und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit  sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modul 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen vorgeseh-
enen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungsleistungen 
und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen erfolgreich 
erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-Punkten 
unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen 
Ergänzungsleistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
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Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
  
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
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(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
 
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 

an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
2Vergleichbare Studiengänge sind M. Sc. Biochemie, M.Sc. Biologische Chemie, M.Sc. 

Biological Chemistry, M.Sc. Chemische Biologie, M.Sc. Chemical Biology, M.Sc. 
Molekulare Lebenswissenschaften, M.Sc. Molecular Life Sciences; über weitere 
Studiengänge, die als vergleichbar gelten, entscheidet der Prüfungsausschuss. 3In 
einem vergleichbaren Studiengang gilt Ziff. 2. nur für den Verlust des 
Prüfungsanspruches in Prüfungen bzw. Modulen, die auch im Studiengang M.Sc. 
Biochemistry verlangt werden.  

 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Seminarvorträge, Posterpräsentationen, Kolloquien. Weitere Prüfungsformen können im 
Modulhandbuch vorgesehen werden. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag.  2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 3Die mündliche Prüfung findet in 
Gegenwart eines Beisitzers statt, sofern ihre Note in die M.Sc.-Note einfliesst.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
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§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Protokolle, 
Laborjournale, Hausarbeiten. Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch 
vorgesehen werden.  
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 45 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

 durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

 Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

 noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

 Mängel den Anforderungen nicht mehr 
 genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
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(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
4. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
5. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
6. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet. 4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
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§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Biochemie  zu entnehmen; es soll in der 
Regel von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen des Moduls „Master Thesis Module“  im 
zweiten Jahr gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, 
so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der 
Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt sechs Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, in englischer Sprache verfasst sein; über Anträge auf Abfassung in einer anderen 
Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die fertige Masterarbeit ist innerhalb der 
Bearbeitungsfrist in einem gebundenen Exemplar beim Prüfungsausschuss und zusätzlich 
dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt 
der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten 
Text auch multimediale Teile auf elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die 
Themenstellung dies erfordert. 5Das Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach 
Abgabe der Arbeit abgeschlossen sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des 
Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die 
Frist einzuhalten, kann der Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat, dass die Arbeit  weder 
vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen Prüfungsverfahrens 
gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen bereits 
veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit eingereichten 
gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1In Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss auf gesonderten Antrag des 
Kandidaten gestatten, dass die Masterarbeit in einer anderen Einrichtung innerhalb oder 
außerhalb der Universität Tübingen oder bei einem Hochschullehrer eines anderen 
Fachbereichs oder einer anderen Fakultät angefertigt wird, wenn sie dort von einem 
Hochschullehrer oder Privatdozenten fachlich angemessen betreut werden kann. 2Die 
Masterarbeit wird von einem Prüfer nach § 5 bewertet, der der Betreuer der Arbeit sein kann. 
3Sofern der Prüfer nicht Mitglied des Interfakultären Instituts für Biochemie oder des 
organisatorischen Teilbereichs Pflanzenbiochemie am Zentrum für Molekularbiologie der 
Pflanzen ist, muss ein solcher als Zweitprüfer hinzugezogen werden. 4§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 
Satz 2 gelten entsprechend. 5Weichen die Einzelbewertungen um mehr als eine ganze 
Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von ihnen „nicht ausreichend“, holt der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
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dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei 
Prüfern bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für die 
Benotung gilt § 14. 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können einmal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
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Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser 
Prüfungsleistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann.    
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und 
insbesondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die 
fachspezifischen Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der 
Wiederholungsprüfung zu erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in 
diesem Fall spätestens zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen 
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 6 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
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Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an 
dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird 
in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
   
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
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ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich vier 
Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung ebenfalls spätestens vier Werktage (ohne 
Samstage) vor dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
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Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde.  
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
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Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 

§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft in Kraft. 2Sie gilt erstmals für 
das Winter-Semester 2012/13.  
 
 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.)  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2011 (GBl. S. 
501), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 15.12.2011 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science 
(M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 08.05.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Biochemistry mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Allgemeiner 
Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in Biochemistry dient der Aneignung langfristiger, auf systematische 
kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter wissenschaftlicher 
Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte berufsbezogene Qualifikation 
der Studierenden im Bereich der Biochemie begründen. 3Die Studierenden sollen gründliche 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Chemie von Lebensvorgängen erwerben. 4Sie sollen dazu  
befähigt werden, selbstständig, kreativ, kritisch und verantwortungsbewusst Probleme vor 
allem in Forschung, Entwicklung und Management mit den methodischen und 
experimentellen Möglichkeiten dieses Fachs zu lösen. 
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Biochemistry ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 120 
Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc. -Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein Bachelor- Abschluss im 
Fach Biochemie oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 
2,5. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) Im Studium des M.Sc. in Biochemistry ist die Unterrichts- und Prüfungssprache in der 
Regel Englisch; es wird vorausgesetzt, daß die Studierenden über ausreichende englische 
Sprachkenntnisse verfügen.  
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium in Biochemistry gliedert sich in zwei  Studienjahre. 2Es schließt mit 
der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, Ü=Übung, S=Seminar, P=Praktikum):  
 
empfohlene
s Semester  
(vorbehaltlic
h Angebot 
und etwaiger 
Änderungen) 

Mod
ul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(en)  
(vorbehaltlich 
etwaiger 
Änderungen, siehe 
Modulhandbuch)  

ECTS-
Punkte  

1 1 Advanced Biochemistry  V 9 
 2 Current Topics in Biochemistry V, S 3 
 3 Wahlpflichtmodul aus dem Angebot des 

Interfakultären Instituts für Biochemie oder 
des organisatorischen Teilbereichs 
Pflanzenbiochemie am Zentrum für 
Molekularbiologie der Pflanzen (ZMBP). 
(Eine aktuelle Liste und 
Modulbeschreibungen werden jährlich 
herausgegeben.)  

V/S und P/Ü 

6 
 4.1  

und 
Wahlpflichtmodule im Umfang von 
insgesamt 12 LP aus  

V/S und P/Ü 
12 
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4.2 • dem Angebot des Interfakultären 
Instituts für Biochemie oder des 
organisatorischen Teilbereichs 
Pflanzenbiochemie am Zentrum für 
Molekularbiologie der Pflanzen  
• oder von anderen Anbietern.  
(Aktuelle Listen und Modulbeschreibungen 
werden jährlich herausgegeben.) 

 
2 

5 Research Project in Biochemistry I 
(Angebot aus dem Interfakultären Institut 
für Biochemie oder des organisatorischen 
Teilbereichs Pflanzenbiochemie des 
ZMBP) 

P/Ü, S 

15 
 6a Research Project in Biochemistry II 

(Angebot aus dem Interfakultären Institut 
für Biochemie oder des organisatorischen 
Teilbereichs Pflanzenbiochemie des 
ZMBP oder von anderen Anbietern*) 

P/Ü, S 

15 
 
3 

6b 
und 
c 

Research Project in Biochemistry II 
(2 Module, Angebot aus dem 
Interfakultären Institut für Biochemie oder 
des organisatorischen Teilbereichs 
Pflanzenbiochemie des ZMBP oder von 
anderen Anbietern*) 

P/Ü, S 

30 
4 7 Master Thesis Module P/Ü, S 30 
*Von den Modulen 6a-6c dürfen zwei auch im Ausland absolviert werden. Soll eines oder 
mehrere der Module 6a-6c bei einem anderen als in der jeweils aktuellen Version des 
Modulhandbuchs für dieses aufgeführten Betreuers absolviert werden, so ist ein 
Zweitbetreuer aus dem Interfakultären Institut für Biochemie oder des organisatorischen 
Teilbereichs Biochemie des ZMBP hinzuzuziehen. 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika / Laborpraktika 
4. Tutorien.  
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
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§ 5  Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Biochemistry ist Englisch. 
2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können nach Absprache mit dem bzw. den Prüfling(en) 
in deutscher Sprache stattfinden. 
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind im Modulhandbuch 
angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere, am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

• die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das 1.-3. Studiensemester (vgl. 
Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen der Module 3-6.  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung zu 34 % aus der Note des Moduls 
7, zu 34 % aus der Note des Moduls 1 und zu 32 % aus dem nach Credit Points gewichteten 
Durchschnitt der Noten der Module 3 und 4. . 
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft . 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/13. 
 
Tübingen, den 08.05.2012 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Berichtigung der ersten Satzung zur Änderung des Besonderen Teils für das 

Fach Computerlinguistik der Prüfungs- und Studienordnung für die 
neuphilologischen Studiengänge mit akademischer Abschlussprüfung 
(B.A./M.A.-Studiengänge) 
 
Die erste Satzung zur Änderung des Besonderen Teils für das Fach Computerlinguistik der 
Prüfungs- und Studienordnung für die neuphilologischen Studiengänge mit akademischer 
Abschlussprüfung (B.A./M.A.-Studiengänge), Amtliche Bekanntmachungen Nr. 2/ 2012, wird 
wie folgt berichtigt:  
 
In der Tabelle in § 6 des Besonderen Teils wird das Grundmodul „Data Structures and 
Algorithms“ dem 3. Semester zugeordnet. 
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Berichtigung der Studien- und Prüfungsordnung der Eberhard Karls 
Universität für den Studiengang Lehramt an Gymnasien – Anlage B: V.18.A-

V.18.F: Fachspezifische Bestimmungen für das Fach Physik 
 
Die Anlage B: V.18.A-V.18.F: Fachspezifische Bestimmungen für das Fach Physik der 
Studien- und Prüfungsordnung der Eberhard Karls Universität für den Studiengang Lehramt 
an Gymnasien, Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 11 vom 
29.9.2011, S. 629-632 wird - in Abstimmung mit dem Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport - wie folgt berichtigt: 
 
 
 
„V.18.A. Pflichtmodule Hauptfach Physik 
 
Es sind insgesamt 79 Leistungspunkte (CP) für erfolgreich absolvierte studienbegleitende 
Prüfungen in Pflichtmodulen nach Anlage A der Gymnasiallehrerprüfungsordnung I zu 
erwerben. Im Bereich Fachdidaktik sind in 3 Modulen insgesamt 10 Leistungspunkte zu 
erwerben (§ 5 Absätze 3 und 4 GymPO I). 
 

Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP1 Mechanik + Wärme (Grundkurs Physik 1) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP2 Elektromagnetismus  (Grundkurs Physik 2) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP3 Analytische Mechanik (Grundkurs Physik 3) V,Ü K,Ü,X,M 5 

LAP4 Physikalisches Praktikum 1 P Ü,X,M  6 

LAP5 Physikalisches Praktikum 2 P Ü,X,M 6 

LAP6 Synopsis klassische Physik S M 3 

LAP7 Mathematik für Naturwissenschaftler Ü X,M,Ü,K 8    

LAP8 Fachdidaktik 1 V M  3 

  Zwischenprüfung    Summe  55 

LAP9 Fachdidaktik 2 S,Ü M  2 

LAP10 Optik (Grundkurs Physik 3) V,Ü K,Ü  4 

LAP11 
Moderne Physik (Stat.Physik, Quantenmechanik, 
Atom-, Festkörper- u.Teilchenphysik, Astronomie, 
Astrophysik) 

V,Ü K,Ü,X,M 21 

LAP12 Projekt Praktikum P Ü,X,M 6 

LAP13 Demonstrationspraktikum (Fachdidaktik 3) P Ü,X,M 5 

   Summe 38 

   Gesamt 93 
Nachweis der Orientierungsprüfung: ein Modul aus LAP1, LAP2 oder LAP7 
Nachweis der Zwischenprüfung: LAP1 bis LAP8 
 
Anmerkungen: 
 
In der Kombination Physik/Mathematik zählt das Modul LAP7 Mathematik als Wahlmodul; 
damit beträgt der Umfang der fachwissenschaftlichen Studienleistungen zur 
Zwischenprüfung im Pflichtbereich 44 Leistungspunkte, inklusive Fachdidaktik (LAP8)  
müssen in diesem Fall 47 Leistungspunkte erworben werden. 
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In den Physikalischen Praktika LAP4 und LAP5 (Anfängerpraktika) sind insgesamt  4 CP  im 
Bereich Personale Kompetenz enthalten.  
 
Das Modul LAP13 enthält 5 CP in Fachdidaktik. 
 

V.18.B. Wahlmodule Hauptfach Physik:  
 
Es sind insgesamt 15 Leistungspunkte (CP) für studienbegleitende Modulprüfungen in 
fachwissenschaftlichen Veranstaltungen, die nicht mit den vorgegebenen Fachcurricula 
(Anlage A GymPO I) korrespondieren müssen, zu erwerben (§ 5 Absätze 3 und 4 GymPO I). 
 
Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP14 Mathematik für Naturwissenschaftler V  X,M,Ü,K  6 

LAP15 Ergänzungen Physik aus dem Bachelorstudium VÜPS  X,M,V,Ü,K  9 
 
Anmerkungen: 
 
Modul LAP14 wird typischerweise in den Semestern 1 und 2 gehört. Falls dieses nicht 
gewählt wird, können andere Module aus dem Handbuch des Bachelorstudiums belegt 
werden, die den Ergänzungen Physik äquivalent sind oder darauf aufbauen (LAP15). 
 
Für das Modul LAP15 ’Ergänzungen Physik’ können Veranstaltungen aus dem 
Modulhandbuch für das Bachelorstudium Physik gewählt werden, welche als „einfache" 
Spezialvorlesungen und/oder als Seminare ausgewiesen sind; die Voraussetzungen für 
diese Veranstaltungen sollten in der Regel nicht mehr als die Kenntnis der drei Bachelor 
Grundkurse Physik 1-3 verlangen. 
 
V.18.C. Pflichtmodule Erweiterungsfach Physik als Hauptfach: 
 
Gem. § 30 Abs. 1 u. 3 GymPO I sind für studienbegleitende Prüfungen in Pflichtmodulen 
gemäß den in Anlage A vorgegebenen Fachcurricula 79 Leistungspunkte zu erwerben. Des 
Weiteren sind für studienbegleitende Prüfungen in zwei Fachdidaktikmodulen insgesamt 
10 Leistungspunkte zu erwerben. Hinzu kommen 6 Leistungspunkte für ergänzende Module 
(Fachwissenschaft, Fachdidaktik oder Personale Kompetenz). 
 

Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP1 Mechanik + Wärme (Grundkurs Physik 1) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP2 Elektromagnetismus  (Grundkurs Physik 2) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP3 Analytische Mechanik (Grundkurs Physik 3) V,Ü K,Ü,X,M 5 

LAP4 Physikalisches Praktikum 1 P Ü,X,M  6 

LAP5 Physikalisches Praktikum 2 P Ü,X,M 6 

LAP6 Synopsis klassische Physik S M 3 

LAP7 Mathematik für Naturwissenschaftler Ü X,M,Ü,K 8    

LAP8 Fachdidaktik 1 V M  3 

LAP9 Fachdidaktik 2 S,Ü M  2 

LAP10 Optik (Grundkurs Physik 3) V,Ü K,Ü  4 

LAP11 Moderne Physik (Stat.Physik, Quantenmechanik, Atom-, 
Festkörper- u.Teilchenphysik, Astronomie, Astrophysik) V,Ü K,Ü,X,M 21 

LAP12 Projekt Praktikum P Ü,X,M 6 
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LAP13 Demonstrationspraktikum (Fachdidaktik 3) P Ü,X,M 5 

   Summe 93 
 
Anmerkung: 
 
Das Studium ist nicht innerhalb von 24 Monaten absolvierbar.  
 
In den Physikalischen Praktika LAP4 und LAP5 (Anfänger Praktika) sind insgesamt 4 CP im 
Bereich Personale Kompetenz enthalten. 
 
Das Modul LAP13 enthält 5 CP in Fachdidaktik. 
 
V.18.D. Wahlmodule Erweiterungsfach Physik als Hauptfach: 
 
Es sind insgesamt 15 Leistungspunkte für studienbegleitende Modulprüfungen in 
fachwissenschaftlichen Veranstaltungen, die nicht mit den vorgegebenen Fachcurricula 
(Anlage A GymPO I) korrespondieren müssen, zu erwerben (§ 30 Absatz 1 u. 3 GymPO I). 
 
Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP14 Mathematik für Naturwissenschaftler V Ü,X,M,K  6 

LAP15 Ergänzungen Physik aus dem Bachelorstudium VÜPS  X,M,V,Ü,K  9 
 
Anmerkungen: 
 
Modul LAP14 wird typischerweise in den Semestern 1 und 2 gehört. Falls dieses nicht 
gewählt wird, können andere Module aus dem Handbuch des Bachelorstudiums belegt 
werden, die den Ergänzungen Physik äquivalent sind oder darauf aufbauen (LAP15). 
 
Für das Modul LAP15 'Ergänzungen Physik’ können Veranstaltungen aus dem 
Modulhandbuch für das Bachelorstudium Physik gewählt werden, welche als „einfache" 
Spezialvorlesungen und/oder als Seminare ausgewiesen sind; die Voraussetzungen für 
diese Veranstaltungen sollten in der Regel nicht mehr als die Kenntnis der drei Bachelor 
Grundkurse Physik 1-3 verlangen. 
 

V.18.E. Pflichtmodule Erweiterungsfach Physik als Beifach: 
 
Gem. § 30 Abs. 1 u. 3 GymPO I sind für studienbegleitende Prüfungen in Pflichtmodulen 
gemäß den in Anlage A vorgegebenen Fachcurricula 60 Leistungspunkte zu erwerben. Des 
Weiteren sind für studienbegleitende Prüfungen in zwei Fachdidaktikmodulen insgesamt 
5 Leistungspunkte zu erwerben. Hinzu kommen 6 Leistungspunkte für ergänzende Module 
(Fachwissenschaft, Fachdidaktik oder Personale Kompetenz). 
 

Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP1 Mechanik + Wärme (Grundkurs Physik 1) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP2 Elektromagnetismus  (Grundkurs Physik 2) V,Ü K,Ü,X,M  12 

LAP4 Physikalisches Praktikum 1 P Ü,X,M  6 

LAP5 Physikalisches Praktikum 2 P Ü,X,M 6 

LAP7 Mathematik für Naturwissenschaftler Ü X,M,Ü,K 8    

LAP8 Fachdidaktik 1 V M  3 

LAP9 Fachdidaktik 2 S,Ü M  2 
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LAP10 Optik (Grundkurs Physik 3) V,Ü K,Ü  4 

LAP16 
Moderne Physik (Stat.Physik, Quantenmechanik, 
Atom-, Festkörper- u.Teilchenphysik, Astronomie, 
Astrophysik) 

V,Ü K,Ü,X,M 16 

   Summe 65 
 
Anmerkung: 
 
Das Studium ist nicht in 18 Monaten absolvierbar.  
 
In den Physikalischen Praktika LAP4 und LAP5 (Anfänger Praktika) sind insgesamt 4 CP im 
Bereich Personale Kompetenz enthalten. 
 

V.18.F. Wahlmodule Erweiterungsfach Physik als Beifach: 
 
Es sind insgesamt 9 Leistungspunkte für studienbegleitende Modulprüfungen in fach-
wissenschaftlichen Veranstaltungen, die nicht mit den vorgegebenen Fachcurricula (Anlage 
A GymPO I) korrespondieren müssen, zu erwerben (§ 30 Absatz 1 u. 3 GymPO I). 
 
Kürzel Module Art Prüfungsleistung CP 
LAP12 Projekt-Praktikum P Ü,X,M 6 

LAP13 Demonstrationspraktikum P Ü,X,M 5 

LAP15 Ergänzungen Physik aus dem Bachelorstudium VÜPS X,M,V,Ü,K  9 
 
Anmerkungen: 
 
Für das Modul LAP15 ’Ergänzungen Physik’ können Veranstaltungen aus dem 
Modulhandbuch für das Bachelorstudium Physik gewählt werden, welche als „einfache" 
Spezialvorlesungen und/oder als Seminare ausgewiesen sind; die Voraussetzungen für 
diese Veranstaltungen sollten in der Regel nicht mehr als die Kenntnis der drei Bachelor 
Grundkurse Physik 1-3 verlangen. 
 
Empfohlene Wahlmodule: 
 
Es wird als Ergänzung insbesondere das Demonstrationspraktikum (LAP13) aber auch das 
Projektpraktikum (LAP12) empfohlen, da hier neben dem praktischen Fachwissen auch 
Fachdidaktik erlernt wird.“ 
 
Die nach V.18.F. abgedruckte Umsetzung der verbindlichen Studieninhalte Physik, 
Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 11 vom 29.9.2011, S. 632, 
633 bleibt bestehen.
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S a t z u n g der Hellmut und Emma Brunner-Stiftung  
 
Vorbemerkung 
 
Im Jahr 2009 wurde die Universität Tübingen  Alleinerbin der Eheleute Professor Dr. Emma 
Brunner -Traut und Professor Dr. Dr. h. c.  Hellmut Brunner. Das Ehepaar  Professor Dr. 
Emma Brunner -Traut, geb. Traut  und Professor Dr. Dr. h. c.  Hellmut Brunner, emeritierter 
ordentlicher Professor der Ägyptologie an der Universität Tübingen, hat durch 
gemeinschaftliches Testament vom 25. Juni 1990 die Universität Tübingen nach dem Tode 
des überlebenden Ehegatten zur Alleinerbin eingesetzt.  
 
Der Senat der Universität Tübingen hat am 21.07.2011 und am 10.05.2012 aufgrund von § 
19 Abs. 1 Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes vom 01.01.2005 (GBl. S.1), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07.02.2011 (GBl. S.47), folgende Stiftungssatzung 
beschlossen: 
 
 
 
§ 1 Name, Rechtsstellung und Sitz der Stiftung 
 
(1) Die Stiftung führt den Namen „Hellmut und Emma Brunner-Stiftung“ und hat ihren Sitz in 
Tübingen. 
 
(2) Sie ist eine unselbständige Stiftung ohne eigene Rechtspersönlichkeit innerhalb des 
Körperschaftsvermögens der Universität Tübingen. 
 

§ 2 Stiftungsvermögen 
 
Das Vermögen der Stiftung besteht aus einem Kapital in Höhe von ca. 980.000,-- Euro. Es 
kann durch Zuwendungen Dritter erhöht werden (Zustiftungen). 
 

§ 3 Stiftungszweck 
 
(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung im Bereich des 
Vorderen Orients, insbesondere der Ägyptologie, an der Universität Tübingen.  
 
(2) Der Stiftungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht:  
 

• Förderung von Forschungsprojekten. Dabei können Aufwendungen für Personal-  und 
Sachaufwand finanziert werden, 

• Vergabe von Preisen und Auszeichnungen für wissenschaftliche Arbeiten, 
• Gewährung von Stipendien zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
• die Veranstaltung von Tagungen, Kongressen und Symposien, 
• Förderung von Forschungsaufenthalten von Wissenschaftlern der Universität Tübingen 

an wissenschaftlichen Einrichtungen im In- und Ausland. 
 
(3) Die Stiftung verfolgt damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.  
 

§ 4 Einschränkungen 
 
Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 384 

Stiftung darf keine juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem 
Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, 
Zuwendungen oder Vergütungen begünstigen. 
 
§ 5 Vermögensverwaltung 
 
(1) Das Stiftungsvermögen wird gemäß § 14 Landeshochschulgesetz innerhalb des 
Körperschaftsvermögens der Universität verwaltet. Haushaltsführung und Vermögens-
nachweis erfolgen nach Maßgabe von Teil IV der Landeshaushaltsordnung für Baden-
Württemberg und den hierzu vom Ministerium für Wissenschaft und Kunst erlassenen 
Richtlinien für die Verwaltung und Nachweisung des Körperschaftsvermögens in der 
jeweiligen geltenden Fassung. 
 
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand grundsätzlich ungeschmälert zu erhalten. 
Der Stiftungszweck wird aus den Erträgen des Stiftungsvermögens sowie aus etwaigen, 
nicht ausdrücklich zur Erhöhung des Stiftungsvermögens bestimmten Zuwendungen Dritter, 
erfüllt.  
 
(3) Es wird ein beratender Ausschuss eingerichtet, der Vorschläge für die Verwaltung des 
Stiftungsvermögen und für die Vergabe der Ausschüttungen(Stiftungserträge) erarbeitet, auf 
deren Grundlage das Rektorat mit einfacher Mehrheit entscheidet. 
 
(4) Dem beratenden Ausschuss gehören an:- der für die Forschung zuständige Prorektor 
 

- der Kanzler der Universität Tübingen 
- der Dekan der Philosophischen Fakultät  
- Professor Dr. Ulrich Bälz 

 
Den Vorsitz im beratenden Ausschuss führt der Prorektor. Zur Beratung von 
Stipendienanträgen i. S. von § 3 Abs. 2 dieser Satzung, kann der beratende Ausschuss 
einen Vertreter der Studierenden beratend hinzuziehen. 
 
(5) Aus den Erträgen können im steuerrechtlich zulässigen Rahmen Rücklagen gebildet 
werden. 
 

§ 6 Ausschüttungsverfahren 
 
Das Rektorat beschließt jährlich auf der Grundlage der Vorschläge des beratenden 
Ausschusses über die Vergabe der Stiftungserträge. Die Vorschläge des beratenden 
Ausschusses  für die Vergabe der Stiftungserträge werden von der Philosophischen Fakultät 
/Fachbereich Altertums- und Kunstwissenschaften vorbereitet.  Die Philosophische Fakultät 
legt die mit einer Begründung zu versehenden Fördervorschläge jeweils bis zum 01. Juli 
jeden Jahres der Universitätsverwaltung/Dezernat Finanzen vor. Der beratende Ausschuss 
kann zu den vorgelegten Fördervorschlägen weitere Sachverständige hören.  
 
§ 7 Berichtspflicht 
 
Nach Abschluss eines geförderten Forschungsaufenthaltes oder Forschungsprojektes 
gemäß § 3 dieser Satzung hat der geförderte Wissenschaftler oder der verantwortliche Leiter 
des geförderten Projekts innerhalb von drei Monaten einen kurzen Bericht über die 
Forschungsarbeit und ihre Ergebnisse anzufertigen und der Universitätsverwaltung/Dezernat 
Finanzen zu übersenden. Läuft ein gefördertes Forschungsvorhaben länger als zwei Jahre, 
ist nach Ablauf der ersten zwei Jahre der Forschungsvorhabens der Universitätsverwaltung 
ein Zwischenbericht vorzulegen. Werden Forschungsergebnisse in Fachzeitschriften 
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veröffentlicht, ist auf die Förderung durch die Stiftung hinzuweisen und eine Ausfertigung der 
Veröffentlichung der Universitätsverwaltung zu übersenden.  
 

§ 8 Grabpflege 
Aus den Stiftungserträgen sind auf die Dauer der möglichen Ruhezeit die Kosten für den 
Erhalt, den Unterhalt und die Pflege der gemeinsamen Grabstätte der Eheleute Brunner zu 
bestreiten.  
 

§ 9 Unmöglichkeit des Stiftungszweckes 
 
Wird die Verfolgung des Stiftungszweckes unmöglich, so wird das verbleibende 
Stiftungsvermögen durch Beschluss des Rektorats dem Körperschaftsvermögen der 
Universität Tübingen zugeführt. Dieser Beschluss bedarf gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 9 des 
Landeshochschulgesetzes der Zustimmung des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst Baden-Württemberg. 
 

§ 10 Satzungsänderungen 
 
Satzungsänderungen werden vom Senat der Universität Tübingen beschlossen. 
Eine Änderung des Stiftungszwecks ist ausgeschlossen. 
 

§ 11 Stiftungsaufsicht 
 
Aufsichtsbehörde für die Rechnungslegung der Stiftung ist das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst Baden-Württemberg in Stuttgart. 
 

§ 12 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor



 

Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 9, S. 386 

S a t z u n g der Maria-Düsing-Stiftung 
 
Vorbemerkung 
 
Im Jahr 2011 wurde die Universität Tübingen zur Hälfte Erbin der Maria Blanka Düsing, 
gestorben am 13.9.2011, zuletzt wohnhaft in Swisttal-Buschhoven. 
 
Der Senat der Universität Tübingen hat am 10.Mai 2012 aufgrund von § 19 Abs. 1 Nr. 10 des 
Landeshochschulgesetzes vom 05. Januar 2005 (Gesetzblatt S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 07.02.2011 (Gesetzblatt S. 47), folgende Stiftungssatzung 
beschlossen: 
 
 
 
§ 1 Name, Rechtsstellung und Sitz der Stiftung 
 
(1) Die Stiftung führt den Namen „Maria-Düsing-Stiftung“ und hat ihren Sitz in Tübingen. 
 
(2) Sie ist eine unselbständige Stiftung ohne eigene Rechtspersönlichkeit innerhalb des 
Körperschaftsvermögens der Universität Tübingen. 
 

§ 2 Stiftungsvermögen 
 
Das Vermögen der Stiftung besteht aus einem Anfangskapital in Höhe von rund 700.000,-- 
Euro und kann durch Zuwendungen Dritter erhöht werden (Zustiftungen). 
 

§ 3 Stiftungszweck 
 
(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung von Forschung und Lehre an der Katholisch-
Theologischen Fakultät. 
 
(2) Dieser Stiftungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht: 
 

• die Förderung der Herausgabe der „Theologischen Quartalschrift“ und anderer 
theologischer Publikationen, 

• die Anschubfinanzierung von wissenschaftlichen Projekten, 
• die Gewährung von Stipendien zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
• die Vergabe von Preisen und Auszeichnungen für wissenschaftliche Arbeiten, 
• den Ersatz von Reisekosten zu wissenschaftlichen Veranstaltungen, 
• die Durchführung von gemeinnützigen Forschungsvorhaben und Lehrveranstaltungen, 
• die Veranstaltungen von Tagungen, Kongressen und Symposien, 
• die Durchführung kultureller Veranstaltungen wie Ausstellungen und Konzertver-

anstaltungen, 
• die Öffentlichkeitsarbeit der Fakultät. 

 
(3) Die Stiftung verfolgt damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.  
 
(4) Mittel der Stiftung dürfen nicht als Ersatz für öffentliche Haushaltsmittel zur Finanzierung 
von Aufgaben der Katholisch-Theologischen Fakultät eingesetzt werden. 
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§ 4 Einschränkungen 
 
Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Stiftung darf keine juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem 
Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstützungen, 
Zuwendungen oder Vergütungen begünstigen. 
 
§ 5 Vermögensverwaltung 
 
(1) Das Stiftungsvermögen wird gemäß § 14 Landeshochschulgesetz innerhalb des 
Körperschaftsvermögens der Universität verwaltet. Haushaltsführung und Vermögensnach-
weis erfolgen nach Maßgabe von Teil IV der Landeshaushaltsordnung für Baden-
Württemberg und den hierzu vom Ministerium für Wissenschaft und Kunst erlassenen 
Richtlinien für die Verwaltung und Nachweisung des Körperschaftsvermögens in der 
jeweiligen geltenden Fassung. 
 
(2) Der Fakultätsrat der Katholisch-Theologische Fakultät richtet ein Kuratorium ein, das in 
Zusammenarbeit mit dem Dezernat Finanzen der Zentralen Verwaltung mit der Verwaltung 
des Stiftungsvermögens betraut ist.  
 
(3) Der Fakultätsrat wählt die Mitglieder des Kuratoriums. Ihm gehören an: der (die) 
Seminardirektor(in) und der (die) stellvertretende(r) Dekan(in) als geborene Mitglieder sowie 
durch Wahl drei weitere Professor(in)en. Die Wahl dieser drei erfolgt für fünf Jahre.  
 
(4) Den Vorsitz im Kuratorium führt der (die) Seminardirektor(in). 
 
(5) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand grundsätzlich ungeschmälert zu erhalten. 
Der Stiftungszweck wird aus den Erträgen des Stiftungsvermögens sowie aus etwaigen, 
nicht ausdrücklich zur Erhöhung des Stiftungsvermögens bestimmten Zuwendungen Dritter, 
erfüllt.  
 
(6) Aus den Erträgen können im steuerrechtlich zulässigen Rahmen Rücklagen gebildet 
werden. Zur Finanzierung größerer Projekte ist ganz oder teilweise eine Unterbrechung der 
Ausschüttung um ein Jahr statthaft. 
 
§ 6 Ausschüttungsverfahren 
 
(1) Der Fakultätsrat der Katholisch-Theologischen Fakultät richtet einen Ausschuss für die 
Vergabe der Ausschüttung (Stiftungserträge) ein. 
 
(2) Dem Ausschuss gehören an: je ein Professor / eine Professorin der exegetischen, 
historischen, systematischen und praktischen Fächergruppen, der / die  Vorsitzende des 
Kuratoriums, zwei Mitglieder aus der Gruppe der Akademischen Mitarbeiter, zwei 
Studierende. Die Wahl der nicht-studentischen Mitglieder erfolgt für zwei Jahre. Die Wahl 
der studierenden Mitglieder erfolgt für ein Jahr. 
 
(3) Der Ausschuss wählt hieraus eine(n) Vorsitzende(n) aus der Gruppe der Professoren. 
 
(4) Der Ausschuss erarbeitet Kriterien für die Vergabe der Stiftungserträge nach § 3. 
(Vergabekriterien). Diese und ihre Fortentwicklungen werden vom Fakultätsrat 
beschlossen. 
 
(5) Nach diesen Kriterien beschließt der Ausschuss auf Antrag über die Vergabe der 
Stiftungserträge. 
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(6) Über seine Tätigkeit legt der Ausschuss dem Fakultätsrat einmal im Jahr Rechenschaft 
ab. 
 
§ 7 Unmöglichkeit des Stiftungszweckes 
 
Wird die Verfolgung des Stiftungszweckes unmöglich, so wird das verbleibende 
Stiftungsvermögen durch Beschluss des Vorstands der Katholisch-Theologischen Fakultät, 
dem das Rektorat zustimmen muss, einer vom Fakultätsrat benannten geeigneten 
Nachfolgeinstitution zur Förderung der Katholischen Theologie zugeführt. Dieser Beschluss 
bedarf gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 9 des Landeshochschulgesetzes der Zustimmung des 
Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg.  
 

§ 8 Satzungsänderungen 
 
Satzungsänderungen werden vom Senat der Universität Tübingen beschlossen. 
Eine Änderung des Stiftungszwecks durch die Satzung ist ausgeschlossen. 
 

§ 9 Stiftungsaufsicht 
 
Aufsichtsbehörde für die Rechnungslegung der Stiftung ist das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst Baden-Württemberg in Stuttgart. 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Beschluss des Rektorats über die Einsetzung und Arbeitsweise der beratenden 
Kommission „Gewaltprävention Universität Tübingen“ 

 
Das Rektorat der Universität Tübingen hat durch Beschluss vom 23. Mai 2012 nach § 16 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sowie § 17 Abs. 10 Landeshochschulgesetz vom 01. Januar 2005 
(GBl. S.1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 
65, 67),  folgenden Beschluss über die Einsetzung einer das Rektorat beratenden 
Kommission und deren Arbeitsweise gefasst: 
 
 
 
§ 1 Kommission 
 
(1) Das Rektorat der Universität Tübingen richtet eine beratende Kommission 
„Gewaltprävention Universität Tübingen“ ein. 
 
(2) Die Kommission wird dem Kanzler zugeordnet.  
 

§ 2 Ziele 
 
(1) Die Arbeit in der Kommission soll einen Beitrag für eine sichere und gewaltfreie 
Universität Tübingen leisten und damit eine Grundlage für gutes Lehren, Lernen und 
Forschen schaffen.  
 
(2) Sie soll Konflikten vorbeugen und bei bestehenden Konflikten deeskalierend wirken.  
 

§ 3 Zuständigkeit 
 
(1) Die Kommission kann sich in allgemeiner Absprache mit dem Kanzler mit jeder 
relevanten Form von körperlicher Gewalt oder Gewaltandrohung (schriftlich, mündlich, 
telefonisch, elektronisch), mit dem Mitbringen oder Zeigen von Waffen, mit extremem 
Ausdruck von Gewaltfantasien, mit sexuellen Übergriffen, mit Mobbing und mit Stalking 
befassen.  
 
(2) Die Zuständigkeiten anderer Kommissionen, Stellen und Stäbe der Universität bleiben 
unberührt. 
 

§ 4 Grundsätze 
 
(1) Die Mitglieder der Kommission arbeiten eigenverantwortlich und frei. 
 
(2) Die Mitglieder der Kommission achten berufliche Schweigepflichten anderer und das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung von Beteiligten. Die Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Vorschriften wird gewährleistet. 
 
(3) Die Kommission dokumentiert ihre Arbeit in geeigneter Weise. 
 
(4) Sie kann bei der Universitätsleitung anregen, Strafanzeige zu erstellen.  
 
(5) Die Tätigkeit der Kommission kann evaluiert werden.  
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§ 5 Zusammensetzung 
 
(1) Der Kommission gehören als Mitglieder an: 
 
1. Vier Personen aus der Zentralen Verwaltung der Universität  

- eine Person aus dem Bereich „Studium und Lehre“, 
- eine Person aus dem Bereich „Personal,“ 
- eine Person aus dem Bereich „Arbeitssicherheit,“ 
- eine Person aus dem Bereich „Hochschulkommunikation“. 

 
2. Vier weitere Personen mit der Fähigkeit zu  

- psychiatrischer Beratung, 
- psychologischer Beratung,  
-  sozialpädagogischer Beratung und  
-  kriminologischer Beratung. 

 
(2) Die in Absatz 1 Nummer 2 genannten Personen werden von der Universitätsleitung auf 
drei Jahre berufen.  
 
(3) Die Kommission wird geschäftsführend geleitet (Geschäftsstelle). Es werden 
Stellvertreter/innen benannt. 
 
(4) Die Angehörigen der Kommission können in Absprache mit dem Kanzler auf Wunsch und 
nach Möglichkeit Supervision erhalten.  
 

§ 6 Zusammenarbeit 
 
(1) Die Kommission informiert den Kanzler über wesentliche Ereignisse und Entscheidungen. 
Der Kanzler kann an Sitzungen der Kommission teilnehmen und bei Bedarf Fälle zur 
Befassung an die Kommission geben.  
 
(2) Die Kommission arbeitet mit universitären und externen Stellen vertrauensvoll 
zusammen, insbesondere mit dem Personalrat und der Psycho-Sozialen Beratungsstelle für 
Universitätsangehörige. 
 
(3) Die Kommission kann sich mit externen Stellen beraten, insbesondere mit der 
Psychotherapeutischen Beratungsstelle für Studierende und der Polizeidirektion Tübingen.  
 

§ 7 Art der Mitwirkung 
 
(1) Die Mitwirkung in der Kommission erfolgt im Rahmen des Dienstes bei den 
Universitätsbediensteten bzw. in Amtshilfe oder ehrenamtlich. 
 
(2) Kostenfragen sind vorab mit dem Kanzler bzw. der Abteilung Finanzmanagement der 
Zentralen Verwaltung der Universität zu klären. 
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§ 8 Flankierende Maßnahmen 
 
(1) Die Kommission Gewaltprävention wird in der Universität bekannt gemacht. Studierende 
und Mitarbeiter/innen der Universität sollen für die Gewaltprävention sensibilisiert werden. 
 
(2) Im Rahmen des Qualitätsmanagements kann die Aufgabe der Gewaltprävention 
fortgeschrieben werden.  
 
 
 
Tübingen, den 23.05.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 


